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I. EINLEITUNG 

1. Der Europäische Rat ist am 3. und 4. Juni 1999 in Köln zusammengetreten, um nach Inkraft-

treten des Vertrags von Amsterdam wichtige Zukunftsfragen zu erörtern. 

 

2. Der Europäische Rat zog den designierten Präsidenten der Europäischen Kommission, 

Herrn Romano Prodi, zu seinen Beratungen hinzu, um mit ihm Grundfragen der Politik der 

Europäischen Union der nächsten Jahre zu besprechen.  Er nahm die Ausführungen von 

Herrn Prodi zu Elementen des Arbeits- und Reformprogramms der künftigen Kommission mit 

Befriedigung zur Kenntnis.  Der Europäische Rat bekräftigt in diesem Zusammenhang seine 

Auffassung, daß das Bestellungsverfahren für die neue Kommission nach den Wahlen zum 

Europäischen Parlament zügig fortgesetzt und möglichst bald abgeschlossen werden sollte. 

 

3. Weiterhin fand zu Beginn der Beratungen ein Meinungsaustausch mit dem Präsidenten des 

Europäischen Parlaments, Herrn José María Gil-Robles statt, der sich auf die zur Diskussion 

stehenden Hauptthemen erstreckte. 

 

 

II. PERSONALENTSCHEIDUNGEN 

4. Der Europäische Rat hat wichtige Personalentscheidungen getroffen.  In Umsetzung des 

Vertrags von Amsterdam hat er Herrn Javier Solana Madariaga für das neue Amt des 

Generalsekretärs des Rates und Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und 

Sicherheitspolitik benannt.  Als Stellvertretenden Generalsekretär des Rates benannte er 

Herrn Pierre de Boissieu. 
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III. BESCHÄFTIGUNG, WACHSTUM, WETTBEWERBSFÄHIGKEIT UND NACH-
HALTIGE ENTWICKLUNG 

5. Mit der Einführung des Euro am 1. Januar 1999 hat die Europäische Union ihren bisher höch-

sten Stand an wirtschaftlicher Integration erreicht.  Gleichzeitig ist neben den USA der größte 

Wirtschafts- und Währungsraum weltweit entstanden.  Mit der Einführung des Euro wird 

Europa in die Lage versetzt, eine seinem wirtschaftlichem Gewicht entsprechende Rolle in der 

Weltwirtschaft zu spielen.  Ein stabiler Euro wird Europas Fähigkeit zur Förderung von 

Wachstum und Beschäftigung stärken. 

 

6. Der Europäische Rat bekennt sich zu der globalen Verantwortung, die Europa mit der Ein-

führung des Euro übernommen hat.  Der Europäische Rat betont erneut die Notwendigkeit 

einer strikten Anwendung der Bestimmungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes.  Dazu 

gehört die klare Einhaltung realistischer und glaubwürdiger Budgetziele in jedem Haus-

haltsjahr, die nur durch ehrgeizige Konsolidierungsanstrengungen in den öffentlichen Haus-

halten zuverlässig erreicht werden können.  Die gesamtwirtschaftliche Stabilitäts- und 

Wachtstumspolitik erfordert zudem eine wachstumsorientierte Steuerpolitik, insbesondere die 

Senkung der Steuer-und Abgabenlast auf den Faktor Arbeit, und eine 

beschäftigungsorientierte Lohnpolitik der Tarifvertragsparteien. 

 

Europäischer Beschäftigungspakt 

7. Mehr Beschäftigung bleibt das vorrangige Ziel in Europa.  Der Europäische Rat ergreift des-

halb die Initiative für einen Europäischen Beschäftigungspakt zum nachhaltigen Abbau der 

Arbeitslosigkeit.  Im Europäischen Beschäftigungspakt werden alle beschäftigungspolitischen 

Maßnahmen der Union in ein umfassendes Gesamtkonzept eingebunden.  Der Europäische 

Rat unterstützt die drei Säulen des Europäischen Beschäftigungspaktes und sieht darin auf 

längere Dauer angelegte und aufeinander abzustimmende Prozesse: 

 

• Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Verbesserung des wechselseitigen 

Zusammenwirkens von Lohnentwicklung sowie der Geld-, Haushalts- und Finanzpolitik 

durch einen Makroökonomischen Dialog, um eine nachhaltige nicht-inflationäre 

Wachstumsdynamik freizusetzen (Köln-Prozeß). 
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• Weiterentwicklung und bessere Umsetzung der Koordinierten Beschäftigungsstrategie 

zur Verbesserung der Effizienz der Arbeitsmärkte, durch die Verbesserung von 

Beschäftigungsfähigkeit, Unternehmergeist, Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und 

ihrer Arbeitnehmer und gleichberechtigter Teilhabe von Frauen an der Erwerbsarbeit 

(Luxemburg-Prozeß). 

• Umfassende strukturelle Reform und Modernisierung zur Verbesserung der Innova-

tionsfähigkeit und der Effizienz der Güter-, Dienstleistungs- und Kapitalmärkte 

(Cardiff-Prozeß). 

 

8. Der Europäische Rat sieht im Makroökonomischen Dialog mit Vertretern des Rates, der 

Kommission, der Europäischen Zentralbank und der Sozialpartner als Teilnehmer einen wir-

kungsvollen Ansatz zur Umsetzung der in den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mit-

gliedstaaten und der Gemeinschaft niedergelegten wachstums- und stabilitätsorientierten 

makroökonomischen Politik.  Der Europäische Rat sieht hierin die Grundlage für eine effek-

tive Zusammenarbeit zwischen allen Beteiligten.  Der Europäische Rat billigt den Europäi-

schen Beschäftigungspakt und das Memorandum "Jugend und Europa – unsere Zukunft".  Er 

bekräftigt seine Entschließung über den Europäischen Beschäftigungspakt und begrüßt in 

diesem Zusammenhang die Erklärung der Sozialpartner. 

 

9. Im Rahmen der konkreten Umsetzung des Luxemburg- und Cardiff-Prozesses bittet der Euro-

päische Rat die Kommission,  

• aus den bisher vorgenommenen Best-Practice-Vergleichen konkrete Empfehlungen für 

beschäftigungsrelevante Maßnahmen der Mitgliedstaaten abzuleiten und dem Europäi-

schen Rat in Helsinki zu berichten; 

• ihren Vorschlag für den gemeinsamen Bericht zur Beschäftigung und die neuen 

beschäftigungspolitischen Leitlinien für das Jahr 2000 im September 1999 zu unter-

breiten. 
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10. Ferner mißt er folgenden Maßnahmen besondere Priorität bei: 

 

• Volle Nutzung des Strukturwandels zur Dienstleistungsgesellschaft, insbesondere 

Identifikation und Nutzung besonders beschäftigungswirksamer Bereiche sowie Abbau 

von Hemmnissen im Bereich beschäftigungsintensiver Dienstleistungen; 

 

• Beschäftigungsfördernde und sozial wirksame Innovationen auf den Arbeitsmärkten. 

Der Europäische Rat bittet die Kommission und die Mitgliedstaaten zu prüfen, ob und 

wie 

* die Erschließung von Arbeitsplätzen im arbeitsintensiven Teil des Dienstlei-

stungssektors beschäftigungswirksamer gemacht werden kann; 

* der Luxemburg-Prozeß durch zusätzliche nachprüfbare Zielsetzungen noch 

effektiver gestaltet werden kann; 

* im Rahmen des Luxemburg-Prozesses höchstmögliche Transparenz über Maßnah-

men und Wirkungsweisen der nationalen Aktionspläne für Beschäftigung erreicht 

werden kann; 

* Änderungen in der Arbeitsorganisation und geänderte Arbeitszeitregelungen zum 

Entstehen neuer Arbeitsplätze beitragen können. 

 

11. Der Europäische Rat begrüßt die Entscheidung, eine erste Sondertagung des Europäischen 

Rates über "Beschäftigung, Wirtschaftsreform und sozialen Zusammenhalt – hin zu einem 

Europa der Innovation und des Wissens" unter portugiesischer Präsidentschaft im 

Frühjahr 2000 einzuberufen, um die erreichten Fortschritte nach dem Köln-, Cardiff- und 

Luxemburg-Prozeß zu überprüfen.  Ein Forum von Vertretern der Regierungen der 

Mitgliedstaaten, der Kommission, des Europäischen Parlaments, der Sozialpartner und der 

Europäischen Zentralbank wird diese Ergebnisse bewerten. 

 

12. Der Europäische Rat begrüßt den Bericht der Kommission zu den Beschäftigungsindikatoren 

und bittet die Kommission und die Mitgliedstaaten, ihre Arbeiten daran fortzusetzen. 



Schlußfolgerungen des Vorsitzes - Köln, 3. und 4. Juni 1999 

 

150/1/99 REV 1   D 
CAB   6 

 

13. Europa braucht eine Investitionsinitiative.  Der Europäische Rat beschließt zusätzliche 

Impulse für mehr Beschäftigung und Investitionen.  Zu diesem Maßnahmenbündel gehören 

der Ausbau der Aktivitäten der Europäischen Investitionsbank, die Mobilisierung der 

Gemeinschaftspolitiken auf Basis der Beschlüsse des Europäischen Rates in Berlin für das 

Beschäftigungsziel und die Beschleunigung von Innovationen. 

 

14. Der Europäische Rat fordert die Europäische Investitionsbank zu folgenden Aktionen in allen 

Mitgliedstaaten der Union auf: 

 

• Freigabe von zusätzlich 500 Mio. Euro aus dem derzeitigen Rahmen für Risikokapital-

finanzierungen, die die Verdopplung der Mittel für die Europäische Technologiefazilität 

ermöglicht.  Durch eine zügige Umsetzung sind zusätzliche Beschäftigungsimpulse 

möglich; 

• Bereitstellung von zusätzlich einer Mrd. Euro für Risikokapitalfinanzierungen von 

Hochtechnologieinvestitionen kleiner und mittlerer Unternehmen für den Zeitraum 

2000–2003, auch in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Investitionsfonds.  Damit 

wird ein wertvoller Beitrag zur Verbesserung der Eigenkapitalbasis wachstumsstarker 

Klein- und Mittelunternehmen und zur Schaffung von Beschäftigung geleistet; 

• Fortsetzung und Ausbau der Kreditgewährung in den Sektoren Stadterneuerung, 

Bildung und Gesundheit sowie Schutz der Umwelt einschließlich der Förderung 

erneuerbarer Energie; 

• Unterstützung und Ergänzung der Struktur- und Regionalförderung der Gemeinschaft 

insbesondere in Gebieten, die künftig nicht mehr förderfähig sein werden.  Die Reform 

der Strukturförderung eröffnet zusätzliche Spielräume, das Entwicklungspotential der 

Regionen durch Darlehensfinanzierungen zu erschließen; 

• Flankierung der Heranführungsstrategie der Gemeinschaft durch Ausbau der Kredit-

gewährung an die Beitrittskandidaten.  Von einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung 

in diesen Staaten gehen auch positive Beschäftigungseffekte auf die Europäische Union 

aus. 
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15. Die Beschlüsse des Europäischen Rates in Berlin eröffnen große Chancen, Wachstum und 

Beschäftigung durch die effiziente Umsetzung der Gemeinschaftspolitiken zu stärken: 

 

• Strukturförderung: In den Jahren 2000 - 2006 stehen aus den europäischen Struktur- und 

Kohäsionsfonds Mittel von 213 Mrd. Euro zur Verfügung. Die Mitgliedstaaten und die 

Kommission werden aufgerufen, die neuen Förderprogramme rasch zu verabschieden, 

damit die Förderung ab 2000 nahtlos fortgesetzt werden kann. Ziel ist eine möglichst 

große Beschäftigungswirkung der Förderung. 

 

Die Aktivitäten des Sozialfonds sollen die europäische Beschäftigungsstrategie und die 

nationalen Aktionspläne unterstützen. Die Förderung der Regional- und Kohäsionsfonds 

tragen zum Ausbau der Infrastruktur und zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 

der Wirtschaft bei.  Die Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums schaffen 

Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb des Agrarsektors. 

 

• Für den Ausbau der Transeuropäischen Netze ist bis 2006 eine Erhöhung der Mittel auf 

4,6 Mrd. Euro vorgesehen.  Der Europäische Rat fordert die Kommission und die Mit-

gliedstaaten auf, 

* eine erweiterte Liste der prioritären Projekte vorzulegen; 

* die Genehmigung von Projekten zu beschleunigen; 

* in Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitionsbank zu prüfen, inwieweit 

gemischte öffentlich-private Finanzierungen verstärkt genutzt werden können; 

* zu untersuchen, inwieweit Investitionen durch institutionelle Anleger erleichtert 

werden können; 

* den öffentlichen Infrastrukturinvestitionen im Rahmen ihrer Stabilitäts- oder 

Konvergenzprogramme verstärkt Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

 

• Der Rat und das Europäische Parlament werden aufgefordert, über die zur Verabschie-

dung anstehenden Programme (Sokrates, Jugend) zügig zu entscheiden, um insbeson-

dere ihre Beschäftigungswirkung zu beschleunigen. 
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16. Innovationen und Informationsgesellschaft schaffen die Arbeitsplätze von morgen. 

 

• Das 5. Forschungsrahmenprogramm der Gemeinschaft mit einem Finanzvolumen von 

15 Mrd. Euro soll den Innovationsprozeß beschleunigen und das Wachstums- und 

Beschäftigungspotential der Gemeinschaft ausschöpfen.  Je wettbewerbsfähiger Europa 

im Hochtechnologiebereich wird, umso mehr hochwertige Beschäftigungsmöglich-

keiten werden entstehen. 

• Die Entwicklung eines europäischen Satellitennavigationssystems (Galileo) ist wegen 

seiner strategischen Bedeutung eingehend zu prüfen.  Der Rat wird aufgefordert, seine 

Beratungen über die Mitteilung der Kommission betreffend dieses System mit dem Ziel 

einer weitgehenden privaten Finanzierung zügig voranzubringen. 

• Europa muß in der Informationsgesellschaft eine führende Rolle einnehmen:  

* Allen Schulen muß schnellstmöglich der Zugang zum Internet eröffnet werden.  

* Um die Spitzenstellung Europas im elektronischen Geschäftsverkehr auszubauen, 

muß die Koordinierung der Politik zur Gestaltung eines günstigen Umfelds 

verbessert und eine von der Wirtschaft mitgetragene Richtlinie rasch verab-

schiedet werden. 

 

17. Der Europäische Rat beauftragt die Kommission und die Mitgliedstaaten, unter Mitwirkung 

von Vertretern der Wirtschaft die Hindernisse bei der raschen Entwicklung und Anwendung 

der Informationstechnik zu identifizieren und Lösungsvorschläge auszuarbeiten.  Dabei ist die 

Notwendigkeit von Standardisierung und Deregulierung zu berücksichtigen. 
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Grundzüge der Wirtschaftspolitik 

18. Der Europäische Rat begrüßt die Grundzüge der Wirtschaftspolitik in den Mitgliedstaaten und 

der Gemeinschaft und empfiehlt dem Rat deren Annahme.  Dabei kommt den länderspezifi-

schen Empfehlungen zur Stärkung der wirtschaftspolitischen Eigenanstrengungen aller Mit-

gliedstaaten besondere Bedeutung zu. 

 

19. Er sieht den Schlüssel für nachhaltiges nicht-inflationäres Wachstum und mehr Beschäftigung 

im abgestimmten Zusammenwirken einer wachstums- und stabilitätsorientierten makroöko-

nomischen Politik mit umfassenden Strukturreformen auf der Ebene der Gemeinschaft und 

der Mitgliedstaaten.  Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß der dauerhafte Erfolg der 

Wirtschafts- und Währungsunion eine vertiefte und angemessene Koordinierung der Politik 

sowie einen Dialog mit den Sozialpartnern und der Europäischen Zentralbank erfordert.  Der 

Europäische Beschäftigungspakt wird hierzu wesentlich beitragen 

 

20. Im Euro-Bereich wird die Verstärkung des Dialogs in der Euro-11-Gruppe einen Beitrag zur 

Verwirklichung eines besser ausgewogenen Policy Mix leisten.  Der Europäische Rat fordert 

Regierungen und Sozialpartner auf, die Geldpolitik bei ihrer vorrangigen stabilitätspolitischen 

Aufgabe zu unterstützen.  Dabei kommt anhaltenden Anstrengungen zur mittelfristigen 

Erreichung von nahezu ausgeglichenen Haushalten oder Haushaltsüberschüssen, 

angemessener Lohnentwicklung sowie umfassenden Strukturreformen besondere Bedeutung 

zu. 
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Steuerpolitik 

21. Der Europäische Rat nimmt den zweiten Zwischenbericht der Gruppe „Verhaltenskodex“ zur 

Kenntnis und stellt mit Befriedigung fest, daß die Beratungen über die Richtlinienvorschläge 

zur Besteuerung von Kapitalerträgen gut vorangekommen sind.  Er begrüßt die konstruktiven 

Beratungen mit europäischen Drittländern über eine wirksamere Besteuerung von Zinserträ-

gen. 

 

22. Der Europäische Rat hebt hervor, daß die Steuersysteme in Europa beschäftigungsfördernd 

gestaltet werden müssen und schädlicher Steuerwettbewerb zu bekämpfen ist.  In 

Bekräftigung der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Wien fordert der Europäische 

Rat daher dazu auf, 

 

• daß der Rat die Arbeiten bezüglich der Vorschläge für eine Richtlinie über die Be-

steuerung von Kapitalerträgen und für eine Richtlinie über Zinsen und Lizenzgebühren 

fortsetzt, damit vor der Tagung des Europäischen Rates in Helsinki eine Einigung 

erreicht wird; 

 

• daß der Rat auf der Grundlage des Berichts des ECOFIN-Rates seine Arbeit an einem 

Rahmen für die Energiebesteuerung fortsetzt und dabei auch den diesbezüglichen 

Auswirkungen auf die Umwelt Rechnung trägt; 

 

• die Arbeiten der Gruppe „Verhaltenskodex“ bis spätestens zum Europäischen Rat in 

Helsinki zum Abschluß zu bringen. 

 

23. Der Europäische Rat begrüßt den zweiten Sachstandsbericht des Rates über die verstärkte 

steuerpolitische Zusammenarbeit und erbittet einen dritten Bericht bis zum Europäischen Rat 

in Helsinki. 
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24. Der Europäische Rat bittet den Rat, den von der Kommission vorgelegten Richtlinienvor-

schlag mit dem Ziel einer Verabschiedung zu beraten, der es den Mitgliedstaaten, die dies 

wünschen, erlauben soll, niedrigere Mehrwertsteuersätze auf arbeitsintensive und nicht 

grenzüberschreitende Dienstleistungen probehalber einzuführen. 

 

Einheitlicher Finanzmarkt 

25. Der Europäische Rat begrüßt den Bericht des Rates und die Mitteilung der Europäischen 

Kommission zu ihrem Aktionsplan zur Schaffung eines einheitlichen Finanzmarktes.  Ange-

sichts der wachsenden Herausforderungen im Wettbewerb der Finanzmärkte und im Hinblick 

auf deren gesamtwirtschaftliche Bedeutung für Wirtschaftswachstum und Beschäftigung hält 

er schnelle Fortschritte auf diesem Gebiet für unerläßlich.  Der Europäische Rat unterstützt im 

Grundsatz die Vorschläge und Prioritäten des Aktionsplans, die in den zuständigen Fach-

ausschüssen im einzelnen geprüft werden sollten. 

 

26. Der Europäische Rat bittet die Kommission, ihre Arbeiten auf der Grundlage der Erörterung 

in der Gruppe für Finanzdienstleistungen fortzuführen, die weiterhin über Strategiefragen 

beraten, sektorübergreifende Entwicklungen erörtern sowie Fortschritte im Rahmen des 

Aktionsplans überwachen wird. 
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Verbesserung der Funktionsfähigkeit des internationalen Finanzsystems 

27. Der Europäische Rat begrüßt den Bericht des Rates über Verbesserungen der Funktionsfähig-

keit des internationalen Finanzsystems und fordert die Mitgliedstaaten auf, zur Umsetzung der 

Vorschläge eng zusammenzuarbeiten.  Besondere Bedeutung mißt der Europäische Rat einer 

verstärkten Einbeziehung des Privatsektors in die Vermeidung und Lösung von Finanzkrisen 

bei.  In diesem Zusammenhang verweist er auf die Notwendigkeit, die Arbeiten an der Festle-

gung wirksamerer Regeln zur Beteiligung des privaten Sektors an den Kosten von Finanz-

markt-Turbulenzen zu verstärken.  Weiterhin unterstützt der Europäische Rat die 

Bemühungen zur wirksameren Gestaltung der Finanzmarktaufsicht, insbesondere in den 

Schwellenländern, die auch auf Institute mit hoher Risiko/Eigenkapital-Relation und 

Offshore-Finanzzentren ausgeweitet werden sollte.  Die Errichtung des Forums für 

Finanzmarktaufsicht begrüßt der Europäische Rat als einen wichtigen Schritt in diese 

Richtung.  Der Europäische Rat unterstreicht, daß alle angestrebten Verbesserungen der 

Funktionsfähigkeit des internationalen Finanzsystems im Rahmen der bestehenden Bretton-

Woods-Institutionen erfolgen sollen und betont die zentrale Rolle des Internationalen 

Währungsfonds. 

 

Verschuldung ärmster Länder 

28.  Es gilt, eine dauerhafte Lösung für die Verschuldungsprobleme der ärmsten Länder zu 

finden. Der Europäische Rat begrüßt die gemeinsame europäische Haltung zur Verbesserung 

der Schuldeninitiative für "hochverschuldete arme Länder" und befürwortet eine Beschleu-

nigung des Entschuldungsprozesses für ärmste Länder und ehrgeizige Ziele zum Umfang der 

Schuldenentlastung.  Er betont die Notwendigkeit einer engeren Verknüpfung zwischen 

Schuldenerleichterungen und einer Strategie der Armutsbekämpfung.  Die Mitgliedstaaten 

stehen bereit, eine Anhebung der Erlaßquote auf kommerzielle Kredite im Pariser Club auf 

90 % und mehr zu unterstützen, und setzen sich für weitere Erleichterungen bei Schulden aus 

der öffentlichen Entwicklungshilfe ein.  In diesem Rahmen ist Europa bei angemessener 

Lastenteilung bereit, seinen fairen Anteil an der Finanzierung einer verbesserten Schulden-

initiative zu tragen. 
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Klimapolitik, Umwelt und nachhaltige Entwicklung 

29. Der Europäische Rat unterstreicht den Willen der Europäischen Union, die in Kyoto einge-

gangenen Verpflichtungen zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen zu erfüllen und mit 

Nachdruck darauf hinzuwirken, im Rahmen des in Buenos Aires verabschiedeten Aktions-

plans die Voraussetzungen für eine baldige Ratifizierung des Kyoto-Protokolls zu schaffen.  

Die in den Schlußfolgerungen des Rates vom 17. Mai 1999 formulierte Verhandlungsposition 

der Europäischen Union wird bekräftigt.  Der Europäische Rat sieht in der Ratifizierung und 

Umsetzung des Kyoto-Protokolls einen wichtigen Meilenstein, betont aber auch die dringliche 

Notwendigkeit weiterer Maßnahmen, insbesondere in den Industrieländern. 

 

30. Der Europäische Rat betont die Bedeutung, die dem Ausbau gemeinsamer und koordinierter 

Politiken und Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene, die die Bemühungen der Mitgliedstaaten 

ergänzen, zukommt.  Alle relevanten Sektoren sind gefordert, ihren Beitrag im Rahmen einer 

umfassenden Klimaschutzstrategie zu leisten.  Die Klimapolitik ist das bedeutendste Beispiel 

für die im Vertrag von Amsterdam begründete Verpflichtung des Rates zur Einbeziehung der 

Belange der Umwelt und der nachhaltigen Entwicklung in andere Gemeinschaftspolitiken. 

 

31. Der Europäische Rat fordert den Rat in den verschiedenen Fachbereichen auf, dem Klimapro-

blem bei der Ausarbeitung seiner Integrationsstrategien für seine Tagung in Helsinki beson-

dere Aufmerksamkeit zu widmen.  Besonderen Handlungsbedarf sieht er bei der Gestaltung 

der Rahmenbedingungen für weniger emissionsintensive, umweltverträglichere Verkehrs-

systeme sowie bei einer verstärkten, ungehinderten Nutzung und dem weiteren Ausbau erneu-

erbarer Energieträger.  Auch hält der Europäische Rat einen angemessenen Rahmen der 

Energiebesteuerung für erforderlich und fordert den Rat (Wirtschaft und Finanzen) auf, bei 

seinen Beratungen zu einer zügigen Entscheidung zu kommen. Der Europäische Rat nimmt 

die Initiative der zukünftigen Präsidentschaft zur Kenntnis, die Entwicklung im Bereich der 

Klimaaktivitäten der Gemeinschaft zu stärken. 
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32. Der Europäische Rat nimmt den Bericht der Europäischen Kommission „Einbeziehung von 

Umweltaspekten in alle relevante Politikbereiche“ sowie die seit Wien im Rat erzielten Fort-

schritte zur Kenntnis.  Er bekräftigt seine Absicht, im Dezember 1999 auf seiner Tagung in 

Helsinki die Gesamtfortschritte zu überprüfen, und erinnert an die angeforderten Berichte.  Er 

fordert den Rat (Allgemeine Angelegenheiten, Wirtschaft und Finanzen sowie Fischerei) auf, 

ihm im Jahr 2000 über die Integration der Umweltbelange und der nachhaltigen Entwicklung 

in den jeweiligen Politikbereichen zu berichten. 

 

Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung 

33. Der Europäische Rat begrüßt die Beschlüsse des Europäischen Parlamentes vom 6. Mai 1999 

und des Rates (Wirtschaft und Finanzen) vom 25. Mai 1999 zur Errichtung des neuen Euro-

päischen Amtes für Betrugsbekämpfung.  Er begrüßt insbesondere die vorbildliche, enge und 

konstruktive Zusammenarbeit zwischen Europäischem Parlament, Rat und Kommission, die 

es ermöglicht hat, in kurzer Zeit die rechtlichen Grundlagen zu schaffen, damit das Amt wie 

geplant zum 1. Juni 1999 seine Arbeit aufnehmen konnte.  Damit wurde auch rechtzeitig das 

politische Zeichen gesetzt, daß die Union auch bei ihrem Kampf gegen Betrug, Korruption 

und Mißwirtschaft handlungsfähig ist. 

 

34. Das Amt muß mit den notwendigen personellen und finanziellen Mitteln ausgestattet werden, 

damit ein effektiver Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft im Interesse der 

europäischen Steuerzahler gewährleistet wird.  Nur so kann der Kampf gegen Subventions-

mißbrauch und Unregelmäßigkeiten in den Mitgliedstaaten und innerhalb der Organe und 

Einrichtungen der Europäischen Union wirksam geführt und das Vertrauen der Bürger in die 

betroffenen nationalen und europäischen Dienststellen wiederhergestellt werden. 
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35. Der Europäische Rat stellt mit Genugtuung fest, daß neben den genannten Organen auch die 

meisten anderen Einrichtungen, Ämter und Agenturen, die auf der Grundlage der Gemein-

schaftsverträge entstanden sind, sich unverzüglich bereit erklärt haben, sich einer eventuellen 

internen Untersuchung des Amtes für Betrugsbekämpfung zu öffnen.  Er hält es für 

grundsätzlich wünschenswert, daß alle gemeinschaftlichen Einrichtungen sich dieser 

interinstitutionellen Regelung anschließen und bittet daher den Europäischen Gerichtshof, den 

Europäischen Rechnungshof, die Europäische Zentralbank und die Europäische 

Investitionsbank, möglichst bald zu prüfen, unter welchen Bedingungen das Amt auch bei 

ihnen interne Prüfungen durchführen kann und wie im übrigen die Zusammenarbeit mit dem 

Amt gestaltet werden könnte. 

 

Jahr-2000-Computerproblem 

36. Der Europäische Rat hatte auf seinen Tagungen in Cardiff und Wien auf die datentechnischen 

Probleme hingewiesen, die der Jahrtausendwechsel mit sich bringen kann, und die Mitglied-

staaten dringend ersucht, Maßnahmen zu ergreifen, um mögliche Störungen auf ein Minimum 

zu beschränken. Wichtige Arbeiten sind hierzu bereits erfolgt. Angesichts des heranrückenden 

Datumswechsels fordert der Europäische Rat die Kommission auf, ihre Bemühungen zu ver-

stärken und eine hochrangige Gruppe einzuberufen, die Vorschläge für strategische 

Entscheidungen vorlegen kann, die innerhalb der Europäischen Union erforderlich sein 

können, um beim Auftreten von EDV-Problemen im Zusammenhang mit dem 

Jahrtausendwechsel den reibungslosen Betrieb entscheidender Infrastrukturbereiche zu 

gewährleisten. Der Europäische Rat fordert ferner die Kommission auf, Informationen über 

die weltweit getroffenen Vorbeugungsmaßnahmen zusammenzustellen und diese zur 

Unterrichtung der Öffentlichkeit bekannt zu machen. 

 

Verkehrssicherheit 

37. Der Europäische Rat ersucht den Rat (Verkehr) im Hinblick auf die tragischen Tunnel-

ereignisse in Europa die Thematik Tunnelsicherheit einschließlich der Transporte von Gefah-

rengut zu behandeln, um so rasch wie möglich Empfehlungen zur Verbesserung der Sicher-

heit sowie zur Weiterentwicklung europaweit einheitlich hoher Sicherheitsstandards vorzu-

legen. 
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Gebiete mit äußerster Randlage 

38. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, dem Rat vor Ende 1999 einen Bericht 

vorzulegen, der ein Bündel von Maßnahmen identifiziert, um die Bestimmungen des 

Artikels 299 Absatz 2 EG-Vertrag bezüglich der Gebiete mit äußerster Randlage umzusetzen. 
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IV. WEITERENTWICKLUNG DER EUROPÄISCHEN UNION 

39. In den vergangenen Monaten sind wesentliche Fortschritte auf dem Weg der Europäischen 

Union ins 21. Jahrhundert erzielt worden: Mit der Einigung über die Agenda 2000 sind im 

Zuge der Erweiterung notwendige Reformen beschlossen und der Finanzrahmen der Union 

für die nächsten sieben Jahre gesichert worden. 

 

40. Der Europäische Rat nimmt die seit dem Europäischen Rat in Berlin erzielten Fortschritte bei 

der Umsetzung der Agenda 2000 mit Befriedigung zur Kenntnis, insbesondere bei der 

Verabschiedung der entsprechenden Legislativakte sowie den Abschluß der interinstitutio-

nellen Vereinbarung zur Haushaltsdisziplin.  Er fordert die Kommission auf, baldmöglichst 

einen Entwurf für einen neuen Eigenmittelbeschluß vorzulegen, damit dieser, wie in den 

Schlußfolgerungen von Berlin vorgesehen, Anfang 2002 in Kraft treten kann. 

 

41. Zur europäischen Einigung gehört auch das Bewußtsein der kulturellen Zusammengehörig-

keit. Deshalb fördert die Europäische Union die kulturelle Zusammenarbeit und den Kultur-

austausch. Es gilt, die Vielfalt und Tiefe der europäischen Kulturen zu erhalten und zu 

fördern. Der Europäische Rat begrüßt daher die Einigung über die zentralen Aktionen der 

europäischen Kulturförderung der nächsten Jahre: die "Europäische Kulturhauptstadt" und das 

neue Rahmenprogramm zur Kulturförderung "Kultur – 2000". Der Europäische Rat 

unterstützt die Förderung von Kulturprojekten im Rahmen der Strukturfonds, sofern sie zur 

Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze beitragen. 

 

42. Der Europäische Rat begrüßt, daß im Kulturrahmenprogramm insbesondere die Verbesserung 

der Kenntnisse der Kulturen und der Geschichte der europäischen Völker gefördert wird und 

dabei das Kulturgut Buch eine wichtige Rolle einnimmt, was der Rat in einer Entschließung 

vom 8. Februar 1999 bestätigt hat. 
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Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

43. Der Europäische Rat erinnert an den von ihm in Wien gebilligten Aktionsplan zum Aufbau 

eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und fordert die Organe dazu auf, die 

Umsetzung dieses Aktionsplanes zügig voranzutreiben. Er begrüßt es, daß das Europäische 

Parlament eine Entschließung zu dem Aktionsplan von Wien angenommen und anläßlich 

einer Konferenz am 22. und 23. März 1999  zusammen mit Parlamentariern aus den 

Mitgliedstaaten diesem Thema gebührende Beachtung geschenkt hat. Unter Berücksichtigung 

der Ergebnisse dieser Konferenz wird der Europäische Rat auf seiner Sondertagung in 

Tampere am 15. und 16. Oktober 1999 die politischen Leitlinien für die europäische Justiz- 

und Innenpolitik der Zukunft festlegen. 

 

Eine Charta der Grundrechte der EU 

44. Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß im gegenwärtigen Entwicklungsstand der Euro-

päischen Union die auf der Ebene der Union geltenden Grundrechte in einer Charta zusam-

mengefaßt und dadurch sichtbarer gemacht werden sollten. 

 

45. Er hat hierzu den als Anhang IV beigefügten Beschluß gefaßt. Der künftige Vorsitz wird 

gebeten, bis zur Sondertagung des Europäischen Rates in Tampere am 15. und 

16. Oktober 1999 die Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Beschlusses zu schaffen. 

 

Menschenrechte 

46. Der Europäische Rat nimmt den Zwischenbericht des Vorsitzes über Menschenrechte zur 

Kenntnis.  Er regt an, die Frage der Zweckmäßigkeit der Errichtung einer Agentur der Union 

für Menschenrechte und Demokratie zu prüfen. 
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Funktionsweise der Institutionen 

47. Der Europäische Rat unterstreicht die Bedeutung, die er der internen Reform und Modernisie-

rung der Kommission sowie des europäischen Öffentlichen Dienstes beimißt. Er würdigt die 

noch von der amtierenden Kommission ergriffenen Maßnahmen. Er begrüßt die Absicht des 

designierten Präsidenten der Kommission, durchgreifende Reformen durchzuführen, die 

notwendig sind, damit die Kommission ihre Aufgaben mit Effizienz in einem auf Abstim-

mung und Zusammenarbeit ausgerichteten Gefüge erfüllen kann. 

 

48. Der Europäische Rat wird eng mit dem künftigen Präsidenten der Kommission zusammen-

arbeiten und ihn dabei unterstützen, eine Kommission zu schaffen, die sich durch verbessertes 

Management in Finanz- und Personalangelegenheiten, höchste Anforderungen an Integrität 

und Transparenz, und eine schlanke Verwaltung mit klarer Verteilung von Zuständigkeiten 

und Verantwortung auszeichnet. Dabei sollten Struktur und Aufgabenverteilung der neuen 

Kommission den neuen Anforderungen und dem Erfordernis einer echten Reform Rechnung 

tragen. Der Europäische Rat begrüßt die Absicht des designierten Präsidenten der Kommis-

sion, hierzu Anfang 2000 konkrete Reformvorstellungen zu präsentieren. 

 

49. Der Europäische Rat erinnert daran, daß die Methode zur Anpassung der Dienst- und Versor-

gungsbezüge am 30. Juni 2001 ausläuft. Er begrüßt die Absicht der Kommission, hierzu 

rechtzeitig Reformvorschläge vorzulegen und gleichzeitig auch ihre Vorstellungen zur 

Reform der Personalpolitik zu erläutern. 

 

50. Der Europäische Rat begrüßt, daß der Generalsekretär des Rates den Bericht zur Arbeitsweise 

des Rates in einer erweiterten Union vorgelegt hat. Er fordert den Rat (Allgemeine Angele-

genheiten) dazu auf, unter Berücksichtigung dieses Berichts bis zur Tagung des Europäischen 

Rates in Helsinki konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Funktionsweise des Rates im 

Hinblick auf die Erweiterung vorzulegen. 

 

51. Der Europäische Rat ersucht das neue Europäische Parlament, die Frage des Statuts der 

Abgeordneten des Europäischen Parlaments dringend zum Abschluß zu bringen. 
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Regierungskonferenz zu den institutionellen Fragen 

52. Um sicherzustellen, daß die Organe der Europäischen Union auch nach der Erweiterung effi-

zient arbeiten können, hat der Europäische Rat seine Absicht bekräftigt, Anfang des 

Jahres 2000 eine Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten einzuberufen, 

um die in Amsterdam nicht geregelten institutionellen Fragen, die vor der Erweiterung 

geregelt werden müssen, zu lösen. Der Abschluß der Konferenz und die Vereinbarung der 

notwendigen Vertragsänderungen sollen Ende 2000 erfolgen. 

 

53. Der Auftrag der Regierungskonferenz erstreckt sich gemäß dem Amsterdamer "Protokoll über 

die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union" sowie der hierzu abge-

gebenen Erklärungen auf die folgenden Themen: 

- Größe und Zusammensetzung der Europäischen Kommission 

- Stimmenwägung im Rat (Neuwägung, Einführung einer doppelten Mehrheit; Schwelle 

für Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit) 

- Frage der möglichen Ausweitung der Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit im Rat 

Ferner könnten weitere notwendige Vertragsänderungen, soweit sie sich in Bezug auf die 

europäischen Organe im Zusammenhang mit den vorgenannten Fragestellungen und im Zuge 

der Umsetzung des Vertrags von Amsterdam ergeben, behandelt werden. 

 

54. Der Europäische Rat ersucht den künftigen Vorsitz, für die Tagung des Europäischen Rates in 

Helsinki in eigener Verantwortung einen umfassenden Bericht zur Erläuterung und Bestands-

aufnahme hinsichtlich der Lösungsoptionen zu den zu klärenden Fragen zu erstellen. Dabei 

berücksichtigt der Vorsitz die von den Mitgliedstaaten, der Europäischen Kommission und 

dem Europäischen Parlament eingebrachten Vorschläge. Darüber hinaus kann der Vorsitz die 

Frage einer zusätzlichen Beratung prüfen.  Mit den Beitrittskandidaten soll im Rahmen der 

bestehenden Foren ein geeigneter Meinungsaustausch stattfinden. 
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Gemeinsame Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

55. Der Europäische Rat hat seine Aussprache über eine gemeinsame Europäische Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik fortgesetzt und die beigefügte Erklärung betreffend die Fortent-

wicklung der Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik abgegeben. 

Er begrüßt die Arbeit des deutschen Vorsitzes und billigt den in der Anlage III wiedergege-

benen Bericht des Vorsitzes als Grundlage für die künftige Arbeit. Der Europäische Rat er-

sucht den künftigen Vorsitz, die Arbeiten im Hinblick auf einen weiteren Bericht an den 

Europäischen Rat für die Tagung in Helsinki fortzuführen. 

 

56. Der Europäische Rat fordert den Rat (Allgemeine Angelegenheiten) auf, sich eingehend mit 

den Beratungen über alle Sicherheitsaspekte zu befassen, um das nichtmilitärische 

Krisenreaktionsinstrumentarium der Union und der Mitgliedstaaten zu verstärken und besser 

zu koordinieren.  In den Beratungen könnte unter anderem ergänzend zu anderen Initiativen 

der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik die Möglichkeit einer Stand-by-Kapazität 

zur Bündelung der einzelstaatlichen zivilen Ressourcen und Fachkenntnisse behandelt 

werden. 

 

Erweiterungsprozeß 

57. Der Europäische Rat stellt mit Befriedigung fest, daß die Beitrittsverhandlungen weiter an 

Dynamik gewonnen haben und die Verhandlungen sich auf einem guten Weg befinden. Er 

begrüßt die positiven Ergebnisse der zweiten Runde substantieller Verhandlungen im ersten 

Halbjahr 1999 mit Estland, Polen, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern über eine 

Reihe wichtiger und komplexer Kapitel. Der Europäische Rat unterstreicht seine Entschlos-

senheit, die Verhandlungsdynamik auch weiter aufrechtzuerhalten. Zu diesem Zweck wird die 

Europäische Union so früh wie möglich im Laufe des nächsten Jahres Verhandlungen in allen 

Verhandlungskapiteln eröffnen. 

 

58. Der Europäische Rat begrüßt, daß die analytische Prüfung des Besitzstandes mit Bulgarien, 

Lettland, Litauen, Rumänien und der Slowakei von der multilateralen Phase nunmehr in die 

entscheidende bilaterale Phase übergegangen ist, was diesen Ländern ermöglichen wird, die 

Vorbereitungen auf den Beitritt zu beschleunigen.  Der Europäische Rat in Helsinki wird die 

Fortschritte der Beitrittskandidaten prüfen und die nötigen Schlußfolgerungen daraus ziehen. 
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59. Er unterstreicht noch einmal die Beschlüsse des Europäischen Rates in Luxemburg, daß Ent-

scheidungen über weitere Verhandlungsaufnahmen allein auf der Basis der vom Europäischen 

Rat in Kopenhagen festgelegten Kriterien getroffen werden können. Zugleich unterstreicht er 

die Bedeutung der Beitrittsperspektive auch für die Bewerberstaaten, mit denen noch nicht 

verhandelt wird. Aus diesem Grund bittet er die Kommission, im Rahmen ihrer nächsten Fort-

schrittsberichte Maßnahmen zu prüfen, die helfen können, für alle Bewerberstaaten diese Per-

spektive zu konkretisieren.  Der Europäische Rat begrüßt die ständigen Fortschritte in den 

Beitrittsstaaten und ermutigt sie, ihre Reformen und die Anpassungsbemühungen 

fortzusetzen. 

 

60. Der Europäische Rat betont die Bedeutung hoher Sicherheitsstandards im Nuklearbereich in 

Mittel- und Osteuropa. Er weist auf die Bedeutung dieser Angelegenheit im Zusammenhang 

mit der Erweiterung der Union hin und ruft die Kommission dazu auf, diese Angelegenheit in 

ihren nächsten regelmäßigen Berichten über die von den beitrittswilligen Ländern erzielten 

Fortschritte, die im Herbst 1999 vorzulegen sind, eingehend zu prüfen. 

 

61. Der Europäische Rat begrüßt, daß aufgrund der aktualisierten Stellungnahme der Kommission 

zum Beitrittsantrag Maltas inzwischen die analytische Prüfung des Besitzstandes der Union 

mit Malta aufgenommen werden konnte. Die Kommission wird rechtzeitig vor der Tagung 

des Europäischen Rates in Helsinki einen Bericht auch über die Fortschritte Maltas im 

Hinblick auf den Beitritt vorlegen, der zusammen mit den entsprechenden Berichten über die 

anderen Bewerberländer die Basis für etwaige Beschlüsse des Europäischen Rates in Helsinki 

bilden wird. 
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V. AUSSENBEZIEHUNGEN 

Kosovo 

62. Der Europäische Rat hat die im Anhang aufgeführte Erklärung zum Kosovo verabschiedet. 

 

Westbalkan 

63. Während der gesamten Krise hat die Europäische Union an vorderster Front gestanden, wenn 

es darum ging, das Elend der Flüchtlinge und Vertriebenen zu lindern. Der Europäische Rat 

bekräftigt die Bereitschaft der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten, sich auch 

weiterhin nach besten Kräften um Unterstützung der Länder der Region und der humanitären 

Hilfsorganisationen bei der Erfüllung ihrer wichtigen humanitären Aufgabe zu bemühen. Er 

begrüßt in diesem Zusammenhang die außerordentlichen Anstrengungen der Länder der 

Region, insbesondere Albaniens und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, 

den Vertriebenen trotz der schweren wirtschaftlichen und sozialen Belastung vorübergehend 

Schutz und Unterkunft zu gewähren. 

 

64. Der Europäische Rat bekräftigt das Engagement der Union zugunsten der Stabilität der 

Region und ihre Zusage, den Ländern der Region beizustehen und ihnen zu helfen, die durch 

die Kosovo-Krise für sie entstandenen Lasten zu tragen. Der Europäische Rat verweist auf das 

den Ländern der Region zugesagte Finanzhilfe-Paket mit einem Umfang von 100 Mio. Euro. 

 

65. Der Europäische Rat bekräftigt die Zusage der Europäischen Union, bei den Wiederaufbau-

bemühungen im Kosovo eine führende Rolle zu übernehmen, und appelliert an andere Geber, 

sich an den Wiederaufbaubemühungen großzügig zu beteiligen. Zu diesem Zweck muß eine 

mit klaren Zuständigkeiten ausgestattete und effiziente Übergangsverwaltung der Provinz im 

Rahmen der politischen Lösung geschaffen werden. Diese Verwaltung, mit deren Leitung die 

Europäische Union beauftragt werden könnte, muß die Autorität und die Fähigkeit haben, als 

Partner der Völkergemeinschaft zu handeln und so einen wirkungsvollen Wiederaufbau- und 

Rehabilitierungsprozeß zu ermöglichen. 
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66. Der Europäische Rat ersucht die Kommission, vorrangig Vorschläge für die Organisation der 

geplanten Wiederaufbauhilfe - insbesondere zu den geeigneten Mitteln und Mechanismen, die 

zum Einsatz kommen sollen, und zu den personellen und finanziellen Ressourcen, die zur 

Durchführung des Prozesses erforderlich sind - auszuarbeiten. 

 

67. Im Bewußtsein der außerordentlichen Anstrengung, die nach Beendigung der Krise für den 

Wiederaufbau der Region erforderlich sein wird, sowie der Notwendigkeit, rasch die am 

besten geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, ersucht der Europäische Rat die Kommission, 

vor Ende Juni Vorschläge für die Schaffung einer mit der Implementierung der gemeinschaft-

lichen Wiederaufbauprogramme zu betrauenden Agentur auszuarbeiten. Der Rat, das Euro-

päische Parlament und der Rechnungshof sind dazu aufgerufen, alles in ihren Kräften Ste-

hende zu tun, damit die Agentur vor Ende des Sommers ihre Arbeit aufnehmen kann. 

 

68. In Anbetracht des voraussehbaren Bedarfs ersucht der Europäische Rat die Kommission, so 

rasch wie möglich Vorschläge für zusätzliche personelle und finanzielle Ressourcen für die 

Flüchtlingshilfe und die Rückführung der Flüchtlinge zu unterbreiten, einschließlich gege-

benenfalls der Bereitstellung der im derzeitigen Haushaltsplan der Europäischen Gemein-

schaft bestehenden Reserve von 196 Mio. Euro, der Übertragung von Mitteln aus anderen 

Haushaltslinien oder eines Vorschlags für einen Nachtragshaushaltsplan für 1999. Für die 

folgenden Jahre sind geeignete Lösungen vonnöten. 

 

69. Der Europäische Rat sieht der Annahme einer Gemeinsamen Strategie zum Westbalkan im 

Einklang mit den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Wien erwartungsvoll ent-

gegen und ersucht den Rat, die notwendigen Vorbereitungen weiterhin voranzutreiben. 

 

70. Der Europäische Rat bestätigt die Position der Europäischen Union im Zusammenhang mit 

Sportveranstaltungen mit der Bundesrepublik Jugoslawien.  Der Rat wird diese Angelegenheit 

nach Annahme einer VN-Sicherheitsratsresolution erneut prüfen. 
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Stabilitätspakt für Südosteuropa 

71. Der Europäische Rat begrüßt nachdrücklich die Fortschritte bei der Ausarbeitung des Stabili-

tätspakts für Südosteuropa und sieht einer baldigen Annahme dieses Pakts auf der für den 

10. Juni in Köln geplanten Ministertagung erwartungsvoll entgegen. Der Stabilitätspakt wird 

einen Beitrag zur Förderung von Frieden, Stabilität und Wohlstand in den Ländern der Region 

und zur Zusammenarbeit zwischen ihnen leisten. Die Teilnahme der Bundesrepublik Jugo-

slawien an diesem Prozeß wird zu gegebener Zeit geprüft werden, sobald die Bundesrepublik 

Jugoslawien die Bedingungen der internationalen Gemeinschaft für das Kosovo erfüllt hat. 

Die Beilegung der Kosovo-Krise stellt eine Voraussetzung hierfür dar. Ferner weist der Euro-

päische Rat auf die Notwendigkeit von Fortschritten bei den demokratischen Freiheiten und 

der Achtung der Rechte von Minderheiten hin. 

 

72. Der Europäische Rat bekräftigt erneut die Bereitschaft der Europäischen Union, die Länder 

dieser Region näher an die Perspektive einer vollen Integration in die EU-Strukturen heran-

zuführen. Das Mittel hierfür wird eine neuartige vertragliche Beziehung sein, bei der die 

individuelle Lage jedes einzelnen Landes - einschließlich von Fortschritten bei der regionalen 

Zusammenarbeit - berücksichtigt wird und bei der eine Perspektive auf Mitgliedschaft in der 

Europäischen Union auf der Grundlage des Vertrags von Amsterdam und unter Erfüllung der 

auf der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen im Juni 1993 festgelegten Kriterien 

eröffnet wird. 

 

73. Die Europäische Union wird alles daran setzen, um die Republik Montenegro unter ihrer 

demokratischen Regierung zu unterstützen und sie von Anfang an zu einem Begünstigten des 

Stabilitätspaktprozesses zu machen. 

 

74. Der Europäische Rat spricht sich entschlossen dafür aus, daß die Europäische Union als 

treibende Kraft bei der Umsetzung des Stabilitätspakts wirkt. Er ersucht den Rat und die 

Kommission, den notwendigen Durchführungsmaßnahmen Vorrang einzuräumen. Die Union 

wird den Ländern der Region bei ihren Bemühungen zur Erreichung der Ziele des Stabi-

litätspakts aktive Hilfe gewähren. Im Einklang mit ihrer führenden Rolle wird die Euro-

päische Union im Benehmen mit dem amtierenden Vorsitzenden der Organisation für 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und anderen Beteiligten den Sonderkoordinator für 

den Stabilitätspakt ernennen. 
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75. Der Europäische Rat nimmt zur Kenntnis, daß sich die Kommission und die Weltbank auf der 

Grundlage einer gemeinsamen realistischen Bewertung der Finanzmittel für den mittel- und 

langfristigen Wiederaufbau der Region um die Entwicklung einer kohärenten internationalen 

Unterstützungsstrategie und um die rasche Vorbereitung eines Geberkonferenzprozesses für 

Südosteuropa bemühen. 

 

76. Der Europäische Rat bekräftigt seine Bereitschaft, einen bedeutenden Beitrag zu diesen 

Wiederaufbaubemühungen zu leisten und ruft die übrigen Geber dazu auf, sich hieran groß-

zügig zu beteiligen. 

 

77. Der Europäische Rat weist erneut auf die Bedeutung einer effizienten Koordinierung 

zwischen der Kommission, den internationalen Finanzinstitutionen und bilateralen Gebern 

hin. In diesem Zusammenhang wird dem Sonderkoordinator für den Stabilitätspakt eine 

wichtige Rolle zukommen. 

 

Gemeinsame Strategie für Rußland 

78. Der Europäische Rat hat eine Gemeinsame Strategie der Europäischen Union für Rußland 

beschlossen. Mit dieser ersten Gemeinsamen Strategie soll die strategische Partnerschaft 

zwischen Rußland und der Europäischen Union gestärkt werden, die für die Wahrung von 

Frieden und Sicherheit in Europa und in der Welt sowie für die Meisterung der gemeinsamen 

Herausforderungen in Europa von so ausschlaggebender Bedeutung ist. Zu diesem Zweck 

sieht die Europäische Union der Zusammenarbeit mit einem Rußland erwartungsvoll ent-

gegen, das zunehmend durch Offenheit, Pluralismus, Demokratie und Stabilität gekennzeich-

net ist und den Rechtsstaat als Untermauerung für eine prosperierende Marktwirtschaft ver-

wirklicht.  Diese Zusammenarbeit stärkt die Partnerschaft zwischen der Europäischen Union 

und Rußland und verleiht ihr eine weit in das kommende Jahrhundert reichende Perspektive. 

 

79. Mit Verabschiedung dieser Gemeinsamen Strategie wird dieses wichtige, vom Amsterdamer 

Vertrag neu geschaffene Instrument der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wenige 

Wochen nach Inkrafttreten dieses Vertrages erstmals angewandt. Durch die Einführung von 

Mehrheitsentscheidungen, die auf ihrer Grundlage möglich werden, stärkt die Gemeinsame 

Strategie den Zusammenhalt und die Wirksamkeit im Handeln der Union, der Kommission 

und der Mitgliedstaaten. 
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Andere Gemeinsame Strategien 

80. Der Europäische Rat weist erneut darauf hin, daß er auf seiner Tagung in Wien den Rat aufge-

fordert hatte, Gemeinsame Strategien auch für die Ukraine, den Mittelmeerraum - unter 

besonderer Berücksichtigung des Prozesses von Barcelona und des Nahost-Friedensprozesses 

- sowie für den Westbalkan auszuarbeiten. In den sechs Monaten, die seit der Tagung in Wien 

vergangen sind, hat sich auf unterschiedliche Weise erneut deutlich gezeigt, welche Bedeu-

tung den genannten Regionen für die Europäische Union nicht nur als Partner in den Außen-

beziehungen der Union, sondern auch für die Stabilität und Sicherheit auf unserem Kontinent 

und in den unmittelbar daran angrenzenden Gebieten zukommt. Die Europäische Union hat 

nicht nur eine besondere Verantwortlichkeit, sondern befindet sich auch in einer besonderen 

Position, um mit allen ihren Nachbarn bei der Verwirklichung dieser Ziele in Ergänzung der 

Gemeinsamen Strategie für Rußland in enger Partnerschaft zusammenzuarbeiten. Der Euro-

päische Rat begrüßt die bisher geleisteten Vorarbeiten und fordert den Rat auf, die Arbeit an 

den anderen drei in Wien beschlossenen Gemeinsamen Strategien zügig fortzusetzen, um jede 

von ihnen so rasch wie möglich abzuschließen.  Bei der Festlegung weiterer Bereiche für 

gemeinsame Strategien sollten auch thematische Fragen wie Menschenrechte und Demokratie 

geprüft werden. 

 

Ukraine 

81. Der Europäische Rat begrüßt die sich intensivierende Zusammenarbeit mit der Ukraine im 

Rahmen des seit März 1998 wirksamen Partnerschafts- und Kooperationsabkommens, das 

eine neue Qualität in den Beziehungen geschaffen hat. Es gilt, das große Potential dieses Ab-

kommens voll auszuschöpfen und damit die Ukraine näher an die Europäische Union heran-

zuführen. Er ermutigt die Ukraine zu einer konsequenten Fortsetzung ihrer Reformpolitik und 

sichert ihr hierbei anhaltende Unterstützung zu. 

 

82. Der Europäische Rat erinnert an die Verständigung (Memorandum of Understanding) 

G7-Ukraine über die Schließung des Kernkraftwerks Tschernobyl.  Er unterstreicht die 

Notwendigkeit, alles Mögliche für eine Abschaltung im Jahr 2000 – wie vereinbart – zu tun 

und fordert die internationale Gemeinschaft auf, Maßnahmen zu prüfen, um die Folgen einer 

Schließung des Kernkraftwerks Tschernobyl für die Ukraine erträglich zu machen. 
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83. Der Europäische Rat unterstreicht die zentrale Bedeutung, die er der Gemeinsamen Strategie 

der Europäischen Union für den weiteren Ausbau des bereits dichten Beziehungsgeflechts 

zwischen der Europäischen Union und der Ukraine beimißt. 

 

Transatlantische Beziehungen  

84. Der Europäische Rat begrüßt die enge transatlantische Zusammenarbeit in wichtigen inter-

nationalen Themen wie der Kosovo-Krise. Die Gipfeltreffen zwischen der Europäischen 

Union und Kanada am 17. Juni und zwischen der Europäischen Union und den USA am 

21. Juni bieten Gelegenheit, die für die internationale Stabilität ausschlaggebenden trans-

atlantischen Beziehungen weiter zu vertiefen und sicherzustellen, daß Probleme in den gegen-

seitigen Beziehungen auf eine beide Seiten zufriedenstellende Weise gelöst werden. In diesem 

Sinne ist der Europäische Rat davon überzeugt, daß auf beiden Seiten noch weitere 

Anstrengungen unternommen werden müssen, um u.a. durch die Schaffung eines wirksamen 

Frühwarn-Systems zu verhindern, daß die vielfachen und tiefgreifenden bilateralen Handels-

streitigkeiten das allgemeine Klima der bilateralen Beziehungen beeinträchtigen. Die Ein-

beziehung der von den politischen Entscheidungen betroffenen Menschen und Organisationen 

in den Transatlantischen Dialog wird dabei eine zunehmend wichtige Rolle spielen. Er unter-

streicht die Bedeutung des Transatlantischen Aktionsplans und in diesem Zusammenhang die 

Transantlantische Ökonomische Partnerschaft. 

 

Beziehungen Europäische Union/Japan 

85. Der Europäische Rat begrüßt die enge Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union 

und Japan insbesondere im Rahmen des Politischen Dialogs und in Fragen der bilateralen und 

multilateralen Wirtschaftsbeziehungen. Das Gipfeltreffen zwischen der Europäischen Union 

und Japan am 20. Juni wird diese enge Zusammenarbeit noch weiter vertiefen. Japan ist für 

die Europäische Union ein besonders wichtiger politischer und wirtschaftlicher Partner in 

Asien. Der Europäische Rat unterstreicht daher das gemeinsame Interesse der Europäischen 

Union und Japans an Frieden, Stabilität und Wohlstand in Asien, in Europa und in der 

gesamten Welt. 
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Nahost 

86. Der Europäische Rat bekräftigt nach den Wahlen in Israel seine Erklärung von Berlin 

(25. März 1999) und unterstreicht die Bedeutung einer Verhandlungslösung in Nahost. Er ruft 

die israelische und palästinensische Seite auf, das Wye-River-Memorandum voll und unver-

züglich umzusetzen und Verhandlungen über den endgültigen Status so bald wie möglich 

wiederaufzunehmen mit dem Ziel, einen umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden in 

der Region zu schaffen. 

 

87. Der Europäische Rat begrüßt ferner die Absicht des neugewählten israelischen Premier-

ministers, mit Palästinensern und Syrien Verhandlungen wiederaufzunehmen und in diesem 

Zusammenhang seine Pläne, eine rasche Lösung für den Abzug israelischer Truppen aus dem 

Libanon zu suchen. Der Europäische Rat unterstützt ferner die multilaterale Ebene im 

Friedensprozeß und fordert die Arbeitsgruppen auf, ihre Arbeit an dem Ausbau regionaler 

Kooperation und Integration auszurichten.  Der Europäische Rat bekräftigt erneut die 

Entschlossenheit der Europäischen Union, ihre Rolle im Friedensprozeß voll wahrzunehmen 

und anerkennt die Arbeit des Sonderbeauftragten der Europäischen Union, Herrn Moratinos. 

 

Europa-Mittelmeer-Partnerschaft 

88. Der Europäische Rat begrüßt die Ergebnisse der Dritten Europa-Mittelmeer Konferenz in 

Stuttgart am 15./16. April 1999. Der Europäische Rat würdigt, daß es in einem für die Region 

politisch besonders schwierigen Zeitpunkt gelungen ist, das uneingeschränkte Engagement 

aller Teilnehmer für die in der Barcelona-Erklärung niedergelegten Ziele und Prinzipien zu 

bekräftigen und der Partnerschaft für den weiteren Ausbau in allen drei Bereichen kräftige 

Impulse zu geben. Er fordert den Rat und die Kommission auf, die in Stuttgart getroffenen 

Beschlüsse, insbesondere zur Verbesserung der intraregionalen Zusammenarbeit in allen 

Bereichen der Partnerschaft und zur verstärkten Beteiligung von Akteuren außerhalb der 

Zentralregierungen, mit Nachdruck in die Praxis umzusetzen. 
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Lateinamerika und Karibik 

89. Der Europäische Rat begrüßt nachdrücklich das am 28. und 29. Juni 1999 in Rio de Janeiro 

stattfindende erste Gipfeltreffen zwischen den Staats- und Regierungschefs der Europäische 

Union, Lateinamerikas und der Karibik. Dieses historische Ereignis, das die ausgezeichneten 

und engen Beziehungen zwischen den beiden Regionen unterstreicht, wird eine neue strate-

gische Partnerschaft begründen, mit der das gegenseitige Verständnis zwischen unseren 

Regionen im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Bereich vertieft werden soll. 

 

90. Der Europäische Rat nimmt mit Genugtuung den laufenden Verhandlungsprozeß mit Mexiko 

zur Kenntnis und hofft, daß eine Einigung sobald wie möglich, in jedem Fall in diesem Jahr, 

erreicht werden kann. 

 

91. Der Europäische Rat nimmt mit Genugtuung die Entscheidung des Rates bezüglich der 

Bereitstellung von 250 Mio. Euro für die Finanzierung eines Wiederaufbau- und 

Rehabilitierungsplans in Zentral-Amerika zur Kenntnis und beauftragt die Kommission mit 

der baldmöglichsten Umsetzung dieses Plans. 

 

Nördliche Dimension 

92. Der Europäische Rat betrachtet die vom Rat verabschiedeten Leitlinien für eine "Nördliche 

Dimension" der Politik der Europäischen Union als eine geeignete Grundlage, das Profil der 

Europäische Union in der Region zu erhöhen. Er begrüßt die Absicht des künftigen Vorsitzes, 

am 11./12. November 1999 eine Ministerkonferenz zur "Nördlichen Dimension" zu organi-

sieren. Das Konzept der "Nördlichen Dimension" verfolgt das Ziel, gemeinsam mit den 

Ländern der Region den Wohlstand zu erhöhen, die Sicherheit zu festigen und Gefahren wie 

der Umweltverschmutzung, den Nuklearrisiken und der grenzüberschreitenden, organisierten 

Kriminalität entschlossen zu begegnen. Zur Erreichung dieser Ziele ist der Europäische Rat 

der Auffassung, daß nach der Konferenz im November die Möglichkeit geprüft werden sollte, 

einen Aktionsplan zu erarbeiten. Mit der Verabschiedung der Leitlinien ist nunmehr der Zeit-

punkt gegeben, verstärkt die betroffenen Beitrittsländer, die Russische Föderation, Norwegen 

und Island in die weitere Ausgestaltung einzubeziehen. 
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Transkaukasus-Gipfel 

93. Der Europäische Rat unterstreicht die Bedeutung des Transkaukasus für die Stabilität an der 

Nahtstelle zwischen Europa und Asien und würdigt den erreichten Stand der Beziehungen. 

Der Europäische Rat erwartet, daß die Begegnung der Europäischen Union mit den drei 

transkaukasischen Präsidenten am 22. Juni in Luxemburg aus Anlaß des Inkrafttretens des 

Partnerschafts- und Kooperationsabkommens den Beziehungen der Europäische Union mit 

Armenien, Aserbaidschan und Georgien zukunftsweisende Impulse verleiht. Der Europäische 

Rat ist überzeugt, daß dies auch die regionale Kooperation und damit die Suche nach 

dauerhaften Lösungen für noch anhaltende Konflikte der Region erleichtert. 

 

Osttimor 

94. Der Europäische Rat begrüßt nachdrücklich die Unterzeichnung der New Yorker Abkommen 

zu Osttimor, die den Weg für eine gerechte Lösung eines langjährigen internationalen Kon-

fliktes durch Konsultationen eröffnen, in denen der freie Wille des Volkes von Osttimor 

ermittelt werden soll. Er spricht dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und den 

Parteien seine Anerkennung für ihre erfolgreichen Bemühungen zur Erzielung dieses histo-

rischen Ergebnisses aus. 

 

95. Der Europäische Rat teilt die tiefen Besorgnisse, die der Generalsekretär der Vereinten 

Nationen in seinem Bericht an den Sicherheitsrat hinsichtlich der weiterhin in Osttimor 

herrschenden angespannten und instabilen Lage zum Ausdruck gebracht hat. 

 

96. Der Europäische Rat erneuert seine Unterstützung für die Vorschläge des Generalsekretärs 

der Vereinten Nationen zur Einrichtung einer VN-Mission in Osttimor (UNAMET), um den 

Konsultationsprozeß zu organisieren.  Er ersucht den Rat, die Möglichkeit der Entsendung 

eines europäischen Beobachterteams nach Osttimor gemäß den Bestimmungen des 

Abkommens zu den Modalitäten des Konsultationsprozesses zu prüfen. 
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Macao 

97. Der Europäische Rat erwartet, daß der Abschluß des Übergangsprozesses in Macao im 

gleichen positiven Geiste fortgeführt wird, der den gesamten Prozeß kennzeichnete.  Der 

Europäische Rat ist zuversichtlich, daß die volle Umsetzung der gemeinsamen Erklärung 

Chinas und Portugals von 1987 einen harmonischen Übergang der Verantwortungen am 

20. Dezember 1999 sicherstellen wird und ist der Ansicht, daß das hohe Maß an Autonomie 

der zukünftigen Sonderverwaltungsregion sowie die Kontinuität der spezifischen sozialen, 

wirtschaftlichen, juristischen und kulturellen Identität Macaos die Grundlage für seine 

Stabilität und seinen Wohlstand darstellen werden. 

 

98. Der Europäische Rat ist zuversichtlich, daß die bestehenden Beziehungen und die 

gegenwärtige Zusammenarbeit zwischen der Union und Macao verbessert werden und 

dadurch einen positiven Beitrag zur weiteren Entwicklung des Gebiets leisten werden. 

 

Welthandelsorganisation (WTO) 

99. Der Europäische Rat mißt der Stärkung des multilateralen Handelssystems hohe Bedeutung 

bei und betont, daß eine weitere multilaterale Handelsliberalisierung der beste Weg ist, den 

Herausforderungen zu begegnen, die sich aus einem raschen und weitreichenden Wirt-

schaftswandel sowie aus der zunehmenden Globalisierung ergeben. 

 

100. Der Europäische Rat tritt nachdrücklich dafür ein, daß auf der dritten WTO-Ministerkonfe-

renz in Seattle Ende 1999 eine neue umfassende Runde von Verhandlungen im Rahmen der 

WTO angestoßen wird, die im Jahr 2000 beginnt und möglichst innerhalb von drei Jahren 

abgeschlossen werden soll. Verhandlungen, die eine große Breite von Themen einschließlich 

Arbeitsnormen, Umwelt, Entwicklung und Transparenz umfassen, sind der geeignetste 

Ansatz, um substantielle und ausgewogene Resultate zum Nutzen aller WTO-Mitglieder zu 

erzielen. 

 

101. Der Europäische Rat hält mit Blick auf die im Handel liegenden Wachstumschancen eine 

stärkere Integration der Entwicklungsländer in den Welthandel für unverzichtbar und ist des-

halb bereit, diesen Ländern verbesserten Marktzugang anzubieten. 
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102. Der Europäische Rat begrüßt den Beitritt weiterer Staaten zur WTO. Er erkennt die bisherigen 

Bemühungen Chinas und Rußlands zum WTO-Beitritt nachdrücklich an und fordert Rat und 

Kommission dazu auf, einen raschen Beitritt Chinas auf der Basis eines fairen Interessenaus-

gleichs zu unterstützen und die russischen Bemühungen zur Anpassung an die Anforderungen 

eines WTO-Beitritts zu fördern. 

 

 

________________
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ANHANG I 
 
 

ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN RATES ÜBER DEN 
EUROPÄISCHEN BESCHÄFTIGUNGSPAKT 

 
Verstärkte Zusammenarbeit für mehr Beschäftigung 

und Wirtschaftsreformen in Europa 
 
 
Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 3. und 4. Juni 1999 in Köln 
 
eingedenk der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Wien, insbesondere über die 
Ausarbeitung eines Europäischen Beschäftigungspaktes, 
 
eingedenk der Entschließung des Europäischen Rates in Luxemburg über die wirtschaftspolitische 
Koordinierung in der dritten Stufe der WWU, 
 
eingedenk der Entschließungen des Europäischen Rates in Amsterdam über den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt und über Wachstum und Beschäftigung, 
 
eingedenk der Schlußfolgerungen der Sondertagung des Europäischen Rates über Beschäfti-
gungsfragen in Luxemburg, 
 
eingedenk der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Cardiff zu wirtschaftlichen Reformen 
und gesunden öffentlichen Finanzen als Grundlagen für Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung 
 
und nach Billigung des Berichts der Präsidentschaft "Europäischer Beschäftigungspakt: Verstärkte 
Zusammenarbeit für mehr Beschäftigung und Wirtschaftsreformen in Europa" vom 31. Mai 1999, 
einschließlich der Anlage "Jugend und Europa - unsere Zukunft" 
 
folgende Entschließung angenommen: 



 

150/1/99 REV 1 ANHÄNGE   D 
CAB   4 

I. Mehr Beschäftigung hat oberste Priorität 
 
1. Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß mehr Beschäftigung der Schlüssel zu mehr 

Wohlstand, sozialer Gerechtigkeit und gesellschaftlichem Zusammenhalt ist. Die Bekämpfung 
der viel zu hohen Arbeitslosigkeit ist deshalb unser wichtigstes wirtschafts- und 
sozialpolitisches Ziel. Eine günstigere Beschäftigungsentwicklung im europäischen 
Binnenmarkt hängt ab von der Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
von der Beschäftigungsfähigkeit und Qualifikation der Arbeitnehmer, von funktionsfähigen 
Arbeitsmärkten und von effizienten, wettbewerbsbestimmten Waren-, Dienstleistungs- und 
Kapitalmärkten auf der Ebene der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft. Mit der Einführung 
des Euro haben sich die Voraussetzungen für mehr Wachstum und Beschäftigung deutlich 
verbessert. Um dieses Potential auszuschöpfen und eine dynamischere Wachstums- und 
Beschäftigungsentwicklung bei Wahrung der Preisstabilität zu erreichen, muß die Strategie für 
Investitions- und Innovationsförderung ausgebaut werden. Zu diesem Zweck verpflichtet sich 
der Europäische Rat, die Anstrengungen in den Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit in der 
Europäischen Union zu verstärken. Diesen Zielen dient der Europäische Beschäftigungspakt, 
den der Europäische Rat als Grundlage und Rahmen eines nachhaltigen Prozesses für mehr 
Wachstum und Beschäftigung ansieht und der in Einklang steht mit den Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik, dem wichtigsten wirtschaftspolitischen Koordinierungsinstrument in der 
Gemeinschaft. Mit diesem Politikansatz leistet die Union zugleich einen positiven Beitrag zur 
Lösung der weltwirtschaftlichen Probleme. 

 
2. Der koordinierten Beschäftigungsstrategie und den Wirtschaftsreformen wird der 

Makroökonomische Dialog als dritter Pfeiler des Europäischen Beschäftigungspakts 
hinzugefügt. Dieses neue Element soll die Voraussetzungen für einen auf Wachstum und 
Beschäftigung bei Preisstabilität ausgerichteten und auf Zusammenarbeit gegründeten gesamt-
wirtschaftlichen Policy-mix verbessern. Mit diesen drei Pfeilern des Europäischen 
Beschäftigungspakts, die sich gegenseitig ergänzen und wechselseitig verstärken, bettet die 
Union ihre Politik für mehr Beschäftigung in eine umfassende Strategie zur Verstärkung der 
Dynamik in der Wirtschaft ein. 

 
3. In den Grundzügen der Wirtschaftspolitik verständigen sich die Mitgliedstaaten und die 

Gemeinschaft jährlich auf die wesentlichen Elemente ihrer Wirtschaftspolitik; in den 
Beschäftigungspolitischen Leitlinien vereinbaren die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft 
jährlich die wesentlichen Elemente der koordinierten Beschäftigungsstrategie; in den 
Cardiff-Berichten über Wirtschaftsreformen verweisen die Mitgliedstaaten und die 
Gemeinschaft auf die in Gang gesetzten wirtschaftlichen Reformen und zeigen die 
Zielrichtung weiterer Reformbemühungen auf. Diese bewährten Verfahren sind der geeignete 
Rahmen, um den Europäischen Beschäftigungspakt inhaltlich weiter auszugestalten und ihn so 
an die sich fortwährend ändernden Erfordernisse anzupassen. 
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II. Koordinierte Beschäftigungsstrategie und Wirtschaftsreformen auf gutem Wege 
 
4. Der Europäische Rat bekräftigt seine Verpflichtung auf eine koordinierte Beschäftigungs-

strategie (Luxemburg-Prozeß) und auf Wirtschaftsreformen (Cardiff-Prozeß). Die Kern-
elemente dieser Strategie sind die Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit, im besonderen 
von auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten Personen, und die Unterstützung der Arbeitslosen 
beim Erwerb der erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten, die Förderung der unter-
nehmerischen Initiative und der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und ihrer 
Beschäftigten sowie die Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen und Männern. Der 
Europäische Rat ist der Auffassung, daß strukturelle Reformen der Arbeits-, Waren- und 
Kapitalmärkte von wesentlicher Bedeutung sind, um zu gewährleisten, daß die europäischen 
Unternehmen auf den Weltmärkten wettbewerbsfähig sind und daß das Wachstumspotential 
der europäischen Wirtschaft voll genutzt werden kann. In diesem Zusammenhang möchte der 
Europäische Rat auch die Bedeutung eines kontinuierlichen Dialogs zwischen dem Rat, der 
Kommission und den Sozialpartnern über die koordinierte Beschäftigungsstrategie im 
Ständigen Ausschuß für Beschäftigungsfragen unterstreichen. 

 
III. Makroökonomischer Dialog für mehr Wachstum und Beschäftigung 
 
5. Für ein starkes Beschäftigungswachstum bei Preisstabilität müssen Finanzpolitik, Geldpolitik 

und Lohnentwicklung dauerhaft spannungsfrei zusammenwirken. Der Europäische Rat fordert 
alle, die wirtschafts- und beschäftigungspolitische Entscheidungen fällen oder diese 
beeinflussen, unter voller Anerkennung ihrer Unabhängigkeit und Autonomie in ihrem 
jeweiligen Verantwortungsbereich auf, zu mehr Beschäftigung auf der Grundlage eines starken 
und nichtinflationären Wachstums beizutragen. In einem makroökonomischen Dialog auf der 
Grundlage gegenseitigen Vertrauens sollten in geeigneter Weise Informationen und 
Meinungen zu der Frage ausgetauscht werden, wie die gesamtwirtschaftliche Politik zu 
gestalten ist, damit die Möglichkeiten für Wachstum und Beschäftigung ausgebaut und voll 
ausgeschöpft werden können. 

 
6. Der Europäische Rat hält, ergänzend zum Luxemburg- und zum Cardiff-Prozeß, einen 

regelmäßigen Makroökonomischen Dialog im Rahmen des ECOFIN-Rates in Zusammenarbeit 
mit dem Rat "Arbeit und Soziales" unter Beteiligung von Vertretern beider 
Zusammensetzungen des Rates, der Kommission, der Europäischen Zentralbank und der 
Sozialpartner für erforderlich. Dieser Dialog sollte entsprechend den Vorgaben des Berichts 
des Vorsitzes über den Europäischen Beschäftigungspakt organisiert und auf technischer 
Ebene vorbereitet werden. 

 
7. Der Europäische Rat begrüßt die Erklärung der europäischen Sozialpartner zum Europäischen 

Beschäftigungspakt. Er begrüßt auch die Bereitschaft der Sozialpartner und der für die Geld-
politik Verantwortlichen, am Makroökonomischen Dialog mitzuwirken. 

 
 

_________________ 
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BERICHT AN DEN EUROPÄISCHEN RAT ÜBER DEN EUROPÄISCHEN 
BESCHÄFTIGUNGSPAKT 

 
 

Verstärkte Zusammenarbeit zur Verbesserung der Beschäftigungslage 
und zur Intensivierung der Wirtschaftsreformen in Europa 

 
 
 
 
I. Einführung 
 
Mehr Beschäftigung ist das vorrangige Ziel in Europa. Ohne einen hohen Beschäftigungsstand gibt 
es auf Dauer keine soziale Gerechtigkeit und keinen sozialen Zusammenhalt. Um die Beschäfti-
gungslage in der Gemeinschaft nachhaltig zu verbessern, müssen die Voraussetzungen für ein star-
kes, anhaltendes und nichtinflationäres Wachstum geschaffen werden. Der Abbau von Wachs-
tumshemmnissen ist zugleich der Abbau von Beschäftigungshemmnissen. Die Einführung des Euro 
bietet das Potential für größeren Wohlstand und mehr Wachstum. Dieses Potential gilt es zu 
erschließen. 
 
Die Europäische Union hat mit dem Luxemburg-Prozeß die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zur 
gemeinsamen Sache gemacht. Erste Früchte der zusätzlichen Anstrengungen beginnen sich zu zei-
gen. Die Beschäftigungssituation in der Europäischen Gemeinschaft hat sich im Zuge der 
Beschleunigung des Wirtschaftswachstums 1998 merklich gebessert, die Arbeitslosigkeit ist 
zurückgegangen. Im Jahresdurchschnitt betrug die Arbeitslosenquote aber immer noch 10 % der 
zivilen Erwerbspersonen. Die gemeinsamen Anstrengungen dürfen deshalb nicht nachlassen, sie 
müssen im Gegenteil durch ein umfassendes Konzept für ein starkes Binnenwachstum noch ver-
stärkt werden. Der Europäische Beschäftigungspakt soll den Weg zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
und für ein nachhaltiges Beschäftigungswachstum mit Wachstumsraten, die die Steigerungen der 
Arbeitsproduktivität und die Zunahme des Arbeitskräfteangebots erheblich übersteigen, bahnen. 
 
Wie der Europäische Rat in Wien festgestellt hat, muß eine Politik für mehr Beschäftigung in ein 
umfassendes Konzept eingebettet sein. Dieses Konzept umfaßt eine auf Wachstum und Stabilität 
ausgerichtete gesamtwirtschaftliche Politik, die Weiterentwicklung und Umsetzung der Beschäfti-
gungspolitischen Leitlinien und die Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit fördernde durchgreifende 
Strukturreformen. Der Europäische Rat sollte sich in Köln auf eine Strategie mit diesen Zielen ver-
ständigen und alle wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger zur Mitwirkung an einem Euro-
päischen Beschäftigungspakt gewinnen. 
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II. Das Konzept 
 
Der Europäische Beschäftigungspakt sollte zur Verwirklichung des Ziels eines hohen Beschäfti-
gungsniveaus in ganz Europa unter Wahrung der Stabilität des Preisniveaus beitragen. Dabei 
müssen Konzepte wie Einzelmaßnahmen der Politik darauf hin geprüft werden, ob sie geeignet 
sind, das Entstehen neuer Arbeitsplätze zu fördern oder bestehende Arbeitsplätze zu sichern. 
Darüber hinaus muß das Zusammenspiel zwischen nationaler und europäischer Beschäftigungs-
politik effizient verlaufen. Die primär auf nationalstaatlicher Ebene liegende Aufgabe, die Voraus-
setzungen für mehr Beschäftigung und Wachstum herbeizuführen, muß auf einer europäisch abge-
stimmten struktur- und niveaupolitischen Strategie basieren. So läßt sich der mit der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion geschaffene Rahmen für mehr wirtschaftliche Dynamik bestmög-
lich nutzen. Bei der Festlegung und Durchführung der Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen 
muß dies berücksichtigt werden. Insbesondere muß die Unterstützung aus den Strukturfonds und 
dem Kohäsionsfonds, die im Rahmen der Agenda 2000 reformiert wurden, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen fördern. Die Mitteilung der Kommission nach Artikel 127 des EG-Vertrags in der 
Fassung des Amsterdamer Vertrags enthält hierzu wichtige Aussagen. Der Bericht der Kommission 
über "Europa als Wirtschaftseinheit" könnte als wichtige Arbeitsunterlage ebenfalls zum Euro-
päischen Beschäftigungspakt beitragen. 
 
Der Europäische Beschäftigungspakt muß drei Zielen gerecht werden, damit ein starkes nicht-
inflationäres und beschäftigungswirksames Wachstum erreicht wird; er muß 
 
- auf ein möglichst spannungsfreies Zusammenwirken von Lohnentwicklung, Finanz- und 

Geldpolitik hinwirken; 
 
- die koordinierte Beschäftigungsstrategie im Rahmen des Luxemburg-Prozesses weiterent-

wickeln und noch besser umsetzen; 
 
- entsprechend dem Cardiff-Prozeß die Strukturreformen zur Verbesserung der Wettbewerbs-

fähigkeit und des Funktionierens der Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalmärkte verstärken. 
 
Jeder der genannten drei Politikbereiche hat jeweils Bedeutung und Gewicht im Rahmen einer 
kohärenten und auf dauerhaften Erfolg ausgerichteten Beschäftigungsstrategie, an der wir 
zusammen mit den Sozialpartnern arbeiten müssen. Die Aktionsfelder ergänzen und verstärken sich 
gegenseitig; keines kann indes das andere ersetzen: 
 
Erstens kommt es darauf an, die bestehenden Produktions- und Beschäftigungspotentiale best-
möglich zu nutzen. Zugleich gilt es, ein hohes Investitionsniveau zu erreichen, damit über die Aus-
weitung der Produktionskapazitäten dauerhaft höhere Wachstumsraten und mehr Arbeitsplätze 
ermöglicht werden. Hierfür muß das Beschäftigungspotential voll ausgeschöpft werden, das eine 
Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, eine bessere Einbeziehung minderqualifizierter 
Arbeitnehmer sowie gesamt- und einzelwirtschaftliche Rahmenbedingungen, welche zusätzliche 
Investitionen in Sach- und Humankapital rentabel machen, bieten. 
 
Zweitens ist durch eine geeignete Arbeitsmarkt- und Ausbildungspolitik darauf hinzuwirken, daß 
das Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage bestmöglich zueinander passen. 
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Drittens tragen eine starke Innovationstätigkeit, Forschung, Aus- und Weiterbildung, eine moderne 
Infrastruktur, strukturelle Reformen sowie günstige Rahmenbedingungen für innovative Unter-
nehmen dazu bei, einen hohen Beschäftigungsgrad bei hoher Wertschöpfung zu erreichen. 
 
Es gilt also, einen wachstums- und beschäftigungsorientierten makroökonomischen Policy-Mix bei 
Preisniveaustabilität in Gang zu bringen, auf Dauer zu sichern und zugleich durch strukturelle 
Reformen auf den Waren-, Dienstleistungs- und Arbeitsmärkten Innovation und Produktivität zu 
fördern. 
 
Insbesondere mit der Einführung einer einheitlichen Währung und einer einheitlichen Geldpolitik 
haben sich neue Wechselwirkungen zwischen nationaler und EU-Ebene ergeben. Beim Euro-
päischen Beschäftigungspakt geht es um das konsistente Zusammenwirken dieser Ebenen für mehr 
Beschäftigung bei Stabilität sowie um die Verknüpfung eines kooperativen makroökonomischen 
Policy-Mixes einschließlich eines Makroökonomischen Dialogs (Köln-Prozeß) mit einer koordi-
nierten Beschäftigungsstrategie und wirtschaftlichen Reformen (Luxemburg-Prozeß und Cardiff-
Prozeß). Zugleich hat die gemeinsame Währung Verantwortung und Gewicht Europas in der Welt-
wirtschaft vergrößert. Europa muß sich weiter für einen offenen Handels- und Finanzaustausch ein-
setzen und sich im globalen Wettbewerb bewähren. 
 
Die notwendigen Instrumente und Verfahren müssen für die Umsetzung des Europäischen 
Beschäftigungspakts umfassend genutzt werden. So kann sichergestellt werden, daß die Bemühun-
gen auf nationaler und europäischer Ebene eng ineinandergreifen und auch mit der Behandlung 
entsprechender Fragen in einem weiteren internationalen Rahmen in Einklang stehen. Mit dem 
Luxemburg- und dem Cardiff-Prozeß wurden bereits wertvolle Erfahrungen gesammelt. Diese 
Prozesse müssen fortgesetzt und weiter verstärkt werden, damit strukturelle Hemmnisse für mehr 
Wachstum und Beschäftigung in der gesamten Gemeinschaft konsequent beseitigt werden. 
 
Von gleicher Bedeutung ist indes, die Voraussetzungen für ein spannungsfreies Zusammenwirken 
der makroökonomischen Instrumente durch einen verstärkten Informations- und Meinungs-
austausch unter den beteiligten wirtschaftspolitischen Akteuren zu verbessern. Dabei muß ein inten-
siveres Zusammenwirken für mehr Wachstum und Beschäftigung in Europa erfolgen, 
 
ohne daß die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank oder der nationalen Zentralbanken 
gefährdet wird, 
 
ohne daß die Autonomie der Tarifvertragsparteien in Frage gestellt wird, 
 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Lohnfindungssysteme, für die verschiedene Ebenen 
zuständig sind, 
 
unter Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
 
unter Achtung des Subsidiaritätsprinzips. 
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III. Die einzelnen Politikbereiche 
 
1. Kooperativer makroökonomischer Policy-Mix - der Köln-Prozeß 
 
Für ein starkes Beschäftigungswachstum bei Preisstabilität ist entscheidend, daß die gesamtwirt-
schaftlichen Instrumente konfliktfrei zusammenwirken. Durch einen solchen Policy-Mix wird eine 
wichtige Grundlage für arbeitsplatzschaffende Investitionen gelegt. Die gesamtwirtschaftlichen 
Politikbereiche sind in ihren Entscheidungen unabhängig, sie beeinflussen sich jedoch gegenseitig. 
 
Im Sinne eines effizienten und ausgewogenen Policy-Mix ist es wichtig, die einzelnen Bereiche fol-
gendermaßen auszurichten: 
 
Die Finanzpolitik ist den Zielvorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspakts verpflichtet, was unter 
anderem bedeutet, daß die Haushalte mittelfristig sicher annähernd ins Gleichgewicht oder zu 
einem Überschuß gebracht werden müssen. Außerdem sollten die Staatshaushalte zugunsten 
höherer Investitionen und zur Bewältigung anstehender Herausforderungen wie des zunehmenden 
Alters der Bevölkerung auch umstrukturiert werden. Zugleich muß die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung im Blick behalten werden. 
 
Die Lohnentwicklung muß sich auf einem verläßlichen Pfad bewegen, mit Lohnzuwächsen, die mit 
der Preisstabilität und der Schaffung von Arbeitsplätzen vereinbar sind. 
 
Die Geldpolitik ist vorrangig auf die Wahrung der Preisstabilität gerichtet. Es ist entscheidend 
wichtig, daß sie bei ihrer stabilitätspolitischen Aufgabe durch eine in der beschriebenen Weise 
durchgeführte Finanzpolitik und Lohnentwicklung unterstützt wird. Soweit dies ohne Beeinträchti-
gung des Ziels der Preisstabilität möglich ist, unterstützt die Geldpolitik die allgemeine Wirt-
schaftspolitik in der Gemeinschaft, um zu einem nachhaltigen, nichtinflationären Wachstum und 
einem hohen Beschäftigungsniveau beizutragen. 
 
Die Grundzüge der Wirtschaftspolitik sind das zentrale Instrument der wirtschaftspolitischen 
Koordinierung in der EU. Sie eignen sich als Rahmen dafür, ein verbessertes wachstums- und 
beschäftigungsorientiertes Zusammenspiel zwischen den makroökonomischen Entscheidungs-
trägern in Europa zu beschreiben. Im Euro-Bereich leistet auch der Dialog in der Euro-II-Gruppe 
einen Beitrag zur Verwirklichung eines ausgewogenen Policy-Mix. In einem breiteren internatio-
nalen Rahmen können Fragen einer konsistenten Beschäftigungsstrategie und ihrer weltwirtschaft-
lichen Wechselwirkungen u.a. in der Gruppe der Sieben (G7) und anläßlich von Wirtschaftsgipfeln 
erörtert werden. 
 
Hilfreich für das Gelingen eines widerspruchsfreien Policy-Mix ist ein fruchtbarer Makroökono-
mischer Dialog zwischen Sozialpartnern, Finanz- und Beschäftigungspolitik sowie Geldpolitik 
innerhalb bestehender Institutionen. Im Rahmen dieses Dialogs könnten auf der Basis von stati-
stischen Daten und Analysen die Ausgangslage und die Entwicklungsperspektiven diskutiert und 
Meinungen darüber ausgetauscht werden, wie nach Auffassung der Akteure unter Wahrung ihrer 
jeweiligen Verantwortlichkeit und Unabhängigkeit ein wachstums- und beschäftigungsfördernder 
Policy-Mix bei Preisstabilität erreicht werden kann. Einen derartigen Makroökonomischen Dialog 
zu verankern und effektiv zu nutzen, ist zentrales Anliegen des Europäischen Beschäftigungspakts. 
Der Europäische Beschäftigungspakt sollte dementsprechend als nachhaltiger ständiger Prozeß ver-
standen werden. 
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Zur Umsetzung des Makroökonomischen Dialogs vgl. Ziffer IV. 
 
2. Koordinierte Beschäftigungsstrategie des Luxemburg-Prozesses 
 
Die Koordinierung der Beschäftigungspolitiken der Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Beschäftigungspolitischen Leitlinien und der Nationalen Aktionspläne einschließlich der 
Unterstützungs- und Ergänzungsmaßnahmen im Bereich der beruflichen Bildung, ist ein wichtiger 
Beitrag zu mehr Beschäftigung. Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit, Entwicklung des 
Unternehmergeistes, Förderung der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und ihrer Beschäftigten 
sowie die Verstärkung der Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und 
Männern bilden die vier Säulen dieser Strategie. 
 
Präventive Strategien tragen gegenüber rein passiven Maßnahmen dazu bei, die Funktionsfähigkeit 
der Arbeitsmärkte sowie die Beschäftigungsfähigkeit zu verbessern. Im Rahmen des Europäischen 
Beschäftigungspakts sollten deshalb das lebenslange Lernen durch kontinuierliche Weiterentwick-
lung der Qualifikationen und Fähigkeiten im Berufsleben ausgebaut, Investitionen in die Quali-
fikationen der Menschen, u.a. durch Nutzung des Europäischen Sozialfonds, gefördert und ein Bei-
trag zur Vermeidung und zum Abbau von Jugendarbeitslosigkeit geleistet werden. Die rasch voran-
gehende Entwicklung der Informationsgesellschaft und der weitere Ausbau des Dienstleistungs-
sektors erfordern spezielle Anstrengungen zur Qualifikation der Arbeitskräfte. Minderqualifizierten 
Gruppen muß im Bildungsbereich besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 
 
Bei der Umsetzung der Beschäftigungspolitischen Leitlinien, der Vorlage der Nationalen Aktions-
pläne und der Evaluierung im Gemeinsamen Bericht zur Beschäftigung werden das Aufzeigen und 
der Austausch bewährter Praktiken noch stärker im Vordergrund stehen. In geeigneten Fällen sind 
in den Nationalen Aktionsplänen ergänzende nachprüfbare quantitative Ziele festzulegen. Voraus-
setzung einer aussagekräftigen Evaluierung ist auch die Festlegung geeigneter Indikatoren. Im 
Rahmen der koordinierten Beschäftigungsstrategie sollten alle Möglichkeiten für die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze durch Fortschritte bei der Arbeitsorganisation sowie durch kürzere Arbeits-
zeiten geprüft werden. 
 
Besondere Bedeutung im Rahmen einer kohärenten Beschäftigungsstrategie hat die Überprüfung 
der Steuer- und Sozialleistungssysteme zum Zwecke der Senkung der Arbeitskosten. Hier gilt es 
zum einen zu prüfen, wie die Belastungen insbesondere im Bereich der niedrig qualifizierten und 
gering bezahlten Arbeit begrenzt werden können. Zum anderen kommt es angesichts des 
zunehmenden Bevölkerungsanteils alter Menschen darauf an, die Altersvorsorge auf eine gegenüber 
den kommenden Generationen verantwortbare Grundlage zu stellen. 
 
Die Jugendarbeitslosigkeit liegt mit rund 20 Prozent mehr als doppelt so hoch wie die Arbeitslosig-
keit insgesamt. Weitere Anstrengungen zur Senkung der Jugendarbeitslosigkeit sind unerläßlich. 
Die deutsche Präsidentschaft hat deshalb das Memorandum "Jugend und Europa - Unsere Zukunft" 
zur Verbesserung der beruflichen Perspektiven für Jugendliche in Europa vorgelegt. Dieses Memo-
randum soll dazu beitragen, bewährte Praktiken aufzuzeigen, das Angebot an grenzüberschreiten-
den Ausbildungen, Praktika und berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen zu vergrößern sowie 
die grenzüberschreitende Arbeits- und Ausbildungsvermittlung zu intensivieren. Junge Menschen 
sollten sich besser auf den zusammenwachsenden Arbeitsmarkt Europas vorbereiten können. Es 
müssen auch Überlegungen darüber angestellt werden, wie die Schaffung neuer Dienstleistungen 
und neuer Arbeitsplätze, vor allem für unsere Jugend, gefördert werden kann. 
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Weiter sollen im Rahmen des Europäischen Beschäftigungspakts Maßnahmen betont werden, die 
der Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit dienen und die Regelungen für die Teilnahme älterer 
Arbeitnehmer am Arbeitsleben flexibler gestalten. Hierzu gehört auch die Verbesserung der Infor-
mations- und Vermittlungstätigkeit aller Arbeitsverwaltungen. 
 
Das Ziel der aktiven und präventiven Beschäftigungsförderung schließt behinderte Menschen ein. 
Der Rat hat in einer Entschließung die Absicht der Kommission zur Kenntnis genommen, im 
Rahmen einer kohärenten Gesamtpolitik einen Vorschlag für einen Rechtsakt in bezug auf gleiche 
Beschäftigungschancen für behinderte Menschen vorzulegen. 
 
Zur Verbesserung der Beschäftigungsentwicklung in Europa gilt es sicherzustellen, daß Wett-
bewerbsfähigkeit, Flexibilität der Beschäftigung und sozialer Schutz der Arbeitnehmer in einem 
harmonischen Verhältnis zueinander stehen. Zu diesem Zweck sollte - im Einklang mit den die 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen betreffenden Bestimmungen des EG-Vertrags - 
ein Sockel sozialer Mindeststandards weiterentwickelt werden. 
 
Die Sozialpartner haben durch ihre Vereinbarungen über Elternurlaub, Teilzeitarbeit und zuletzt 
über befristete Arbeitsverhältnisse Beiträge geleistet, die der Rat durch Richtlinien umgesetzt hat 
bzw. umsetzen will. Die Sozialpartner sollten diesen Weg weitergehen und dabei den Aus-
wirkungen neuer Regelungen auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Beschäftigungslage 
umfassend Rechnung tragen. 
 
Die Sozialpartner auf europäischer und nationaler Ebene spielen eine wichtige Rolle bei der Wei-
terentwicklung und Umsetzung der Beschäftigungspolitischen Leitlinien. Der reformierte Ständige 
Ausschuß für Beschäftigungsfragen bietet ein geeignetes Forum für eine Zusammenarbeit zwischen 
dem Rat, der Kommission und den Sozialpartnern. Auch der Ausschuß für Beschäftigung und 
Arbeitsmarkt sollte, nach dem Beispiel des Rates "Arbeit und Soziales", eng mit den Sozialpartnern 
zusammenarbeiten. 
 
3. Wirtschaftsreformen -  der Cardiff-Prozeß 
 
Eine dauerhafte Beschäftigungszunahme erfordert nachhaltiges Wachstum. Um die Wachstums-
potentiale voll auszuschöpfen, müssen eine verbesserte makroökonomische Abstimmung und die 
im Luxemburg-Prozeß eingeleitete koordinierte Beschäftigungsstrategie durch Wirtschaftsreformen 
ergänzt werden, wie sie mit dem Cardiff-Prozeß angestoßen worden sind. Diese Reformen zielen 
auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und des Funktionierens der Waren-, Dienst-
leistungs- und Kapitalmärkte. Sie sind in den nationalen Strukturreformberichten niedergelegt und 
Gegenstand der Cardiff I- und Cardiff II-Berichte der Kommission, die sich auf die Beiträge der 
Mitgliedstaaten und intensive Arbeiten im Ausschuß für Wirtschaftspolitik und in der Gruppe 
"Binnenmarkt" (Horizontale Fragen) stützen. Dabei geht es um den Ausbau und die Vertiefung des 
Europäischen Binnenmarkts und um die möglichst beschäftigungs- und wachstumswirksame Aus-
gestaltung von Strukturreformen. 
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Der Binnenmarktrat hat mit seinen Schlußfolgerungen vom 25. Februar 1999 den konkreten Hand-
lungsbedarf aufgezeigt, um das wettbewerbliche Umfeld in Europa weiter zu verbessern, die rest-
lichen Handelshemmnisse zwischen den Mitgliedstaaten zu beseitigen, die Leistungsfähigkeit des 
Dienstleistungssektors einschließlich des Tourismus zu erhöhen und die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für kleine und mittlere Unternehmen wachstums- und beschäftigungsfreundlicher zu 
gestalten. Von besonderer Bedeutung sind dabei effiziente Märkte für Güter und Dienstleistungen, 
effiziente Kapitalmärkte und ein angemessenes Angebot an Risikokapital, eine wirksame Wett-
bewerbspolitik und die weitere Rückführung staatlicher Beihilfen, die unerwünschte Wettbewerbs-
verzerrungen zur Folge haben. 
 
Die Strukturreformberichte im Rahmen des Cardiff-Prozesses sind intensiv zu nutzen für das Auf-
zeigen bewährter Praktiken und deren Übernahme, wo dies möglich und erfolgversprechend ist. 
Ansätze zum Abbau überflüssiger Regulierungen auf einzelstaatlicher und auf europäischer Ebene 
müssen konsequent weiterverfolgt werden, damit insbesondere die Belastungen für beschäfti-
gungsintensive Kleinunternehmen minimiert und Gründungen neuer Unternehmen erleichtert 
werden. 
 
In Europa sollte das Entstehen der Informationsgesellschaft aktiv vorangetrieben werden. Dies 
bedeutet zum Beispiel den verstärkten Einsatz von Computern in Schulen und die schnellere Ver-
breitung von Informationstechnologien in Kleinbetrieben. Unter Berücksichtigung der Subsidiarität 
sollte eine Europäische Initiative für die Informationsgesellschaft dafür sorgen, daß die in diesem 
Bereich bestehenden Beschäftigungspotentiale möglichst umfassend ausgeschöpft werden. Die 
Entwicklung des elektronischen Handels darf nicht durch unnötige und bürokratische Regulie-
rungen behindert werden. Die nationalen Anstrengungen zur Ausschöpfung des Potentials der 
Informations- und Kommunikationstechnologien sollten verstärkt werden, insbesondere durch 
Verbesserung der Bildungsangebote von der Aneignung von Grundkenntnissen bis zum lebens-
langen Lernen. 
 
Die europäische Infrastruktur sollte durch Transeuropäische Netze - insbesondere die prioritären 
Vorhaben im Verkehrsbereich sowie die Entwicklung innovations- und wettbewerbsfördernder 
Projekte in der Telekommunikations- und Informationstechnologie - und die Fördermaßnahmen der 
Europäischen Investitionsbank weiter verbessert werden. Außerdem ist das Innovationspotential für 
eine Verbesserung der Reaktionsfähigkeit gegenüber industriellen Wandlungsprozessen über ver-
mehrte Forschungsanstrengungen zu stärken. 
 
IV. Zur Umsetzung des makroökonomischen Dialogs - der Köln-Prozeß 
 
Der Europäische Beschäftigungspakt verbindet den makroökonomischen Policy-Mix, die koordi-
nierte Beschäftigungsstrategie des Luxemburg-Prozesses und die Wirtschaftsreformen des Cardiff-
Prozesses zu einem wirtschaftspolitischen Dreiklang. 
 
Sowohl der Luxemburg-Prozeß als auch der Cardiff-Prozeß sowie die Ausarbeitung der Grundzüge 
der Wirtschaftspolitik laufen in bewährten Institutionen und nach erprobten Verfahren ab. In diesem 
Rahmen können neue Schwerpunkte für den Europäischen Beschäftigungspakt gesetzt werden. 
 
Für ein verbessertes beschäftigungs- und wachstumsorientiertes Zusammenwirken zwischen Lohn-
entwicklung, Finanz- und Geldpolitik bedarf es dagegen eines Makroökonomischen Dialogs zur 
Verstärkung unserer Anstrengungen im gegebenen institutionellen Rahmen. Dabei stehen zwei 
Aufgaben im Vordergrund: 
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Erstens müssen die makroökonomischen Entwicklungen und Perspektiven analysiert werden, damit 
der Dialog gestützt durch umfassende Informationen, möglichst erfolgreich verlaufen kann. 
 
Zweitens muß ein geeignetes Forum gefunden werden, wo Sozialpartner, Ratsvertreter und die für 
die Geldpolitik Verantwortlichen sich unter Beteiligung der Kommission unter voller Wahrung 
ihrer jeweiligen Verantwortlichkeit und Unabhängigkeit darüber austauschen können, wie nach 
ihrer Auffassung ein wachstums- und beschäftigungsfördernder Policy-Mix bei Wahrung der Preis-
stabilität erreicht werden kann. 
 
Für diesen Makroökonomischen Dialog wird gegenwärtig eine zweistufige Vorgehensweise festge-
legt, wobei Berücksichtigung findet, daß die Zahl der Teilnehmer so bemessen sein sollte, daß die 
jeweiligen Foren effizient funktionieren: 
 
Die aktuelle Entwicklung und die Voraussetzungen für einen spannungsfreien Policy-Mix werden 
zunächst auf fachlicher Ebene erörtert werden. Zu diesem Zweck wird im Rahmen des Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik in Zusammenarbeit mit dem Ausschuß für Beschäftigung und Arbeitsmarkt 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, unter Beteiligung von Vertretern beider Ausschüsse (einschließlich 
der Europäischen Zentralbank), der Kommission und der makroökonomischen Gruppe des Sozialen 
Dialogs. Damit eine angemessene Vorbereitung der Tagungen auf politischer Ebene gewährleistet 
ist, sollte die erste Tagung vor der Verabschiedung der Empfehlung für die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik durch die Kommission stattfinden und die zweite Tagung dann nach der Vorlage 
der Herbstprognose und des Jahreswirtschaftsberichts der Kommission. 
 
Auf dieser Grundlage wird ein vertrauensbildender und vertrauensvoller Gedankenaustausch der 
Entscheidungsträger auf politischer Ebene stattfinden. Zu diesem Zweck werden zweimal jährlich 
im Rahmen des Rates "Wirtschaft und Finanzen" in Zusammenarbeit mit dem Rat "Arbeit und 
Soziales" unter Beteiligung von Vertretern beider Räte, der Kommission, der Europäischen 
Zentralbank und der Sozialpartner Tagungen abgehalten werden. Die erste Tagung sollte statt-
finden, bevor der Rat "Wirtschaft und Finanzen" den Entwurf der Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
erstellt, die zweite Tagung, bevor der Europäische Rat seine Schlußfolgerungen in bezug auf die 
beschäftigungspolitischen Leitlinien annimmt, z.B. anläßlich des "Jumbo-Rates". 
 
 

_________________ 
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ANHANG II 
 
 

GEMEINSAME STRATEGIE DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR RUSSLAND 
vom 4. Juni 1999 

 
 
 
DER EUROPÄISCHE RAT - 
 
gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 13, 
 
eingedenk dessen, daß das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) zwischen den Euro-
päischen Gemeinschaften, ihren Mitgliedstaaten und der Russischen Föderation am 
1. Dezember 1997 in Kraft getreten ist - 
 
HAT FOLGENDE GEMEINSAME STRATEGIE ANGENOMMEN: 
 

TEIL I 
 

VORSTELLUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION 
ÜBER DIE KÜNFTIGE GESTALTUNG DER PARTNERSCHAFT MIT RUSSLAND 

 
Ein stabiles, demokratisches und prosperierendes Rußland, das fest in einem geeinten Europa ohne 
neue Trennungslinien verankert ist, ist essentiell für einen dauerhaften Frieden auf dem Kontinent. 
Die Fragen, mit denen der gesamte Kontinent konfrontiert ist, lassen sich nur durch eine immer 
engere Zusammenarbeit zwischen Rußland und der Europäischen Union lösen. Die Europäische 
Union begrüßt es, daß Rußland im Geiste der Freundschaft, der Zusammenarbeit, des fairen Interes-
senausgleichs und getragen von den im gemeinsamen Erbe europäischer Zivilisation verwurzelten 
verbindenden Werten wieder den ihm zustehenden Platz in der europäischen Familie einnimmt. 
 
Die Europäische Union hat sich klare strategische Ziele gesetzt: 
 
- eine stabile, offene und pluralistische Demokratie in Rußland, die rechsstaatlichen Grund-

sätzen verpflichtet ist und der Untermauerung einer prosperierenden Marktwirtschaft dient, 
aus der die Menschen in Rußland und in der Europäischen Union gleichermaßen Nutzen 
ziehen; 

 

- Wahrung der Stabilität in Europa, Förderung der weltweiten Sicherheit und Antwort auf die 
sich dem Kontinent stellenden gemeinsamen Herausforderungen durch verstärkte Zusammen-
arbeit mit Rußland. 

 
Die Europäische Union ist nach wie vor fest entschlossen, auf föderaler, regionaler und lokaler 
Ebene mit Rußland zusammenzuarbeiten, um Rußland beim politischen und wirtschaftlichen Über-
gang erfolgreich zu unterstützen. Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten bieten an, ihre 
verschiedenen Erfahrungen mit dem Aufbau moderner Strukturen in Politik, Wirtschaft, Sozial-
wesen und Verwaltung mit Rußland zu teilen, erkennen jedoch zugleich klar, daß die Hauptverant-
wortung für die Zukunft Rußlands bei Rußland selbst liegt. 
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Der Europäische Rat nimmt deshalb diese Gemeinsame Strategie zur Festigung der strategischen 
Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und Rußland am Beginn eines neuen Jahrhunderts 
an. Der Europäische Rat erkennt an, daß die Zukunft Rußlands wesentlicher Bestandteil der 
Zukunft des Kontinents und für die Europäische Union von strategischem Interesse ist. Das An-
gebot einer gefestigten Partnerschaft auf der Grundlage gemeinsamer demokratischer Werte wird 
Rußland bei der Behauptung seiner europäischen Identität unterstützen und allen Menschen auf dem 
Kontinent neue Möglichkeiten eröffnen. Durch die Erweiterung der Europäischen Union werden 
diese Vorteile und Möglichkeiten sich noch ausweiten. 
 
In dieser Gemeinsamen Strategie ist dargelegt, welche Ziele die Europäische Union beim Ausbau 
dieser Partnerschaft verfolgt und welche Mittel sie dabei einzusetzen gedenkt. Kernstück der Bezie-
hungen zwischen der Europäischen Union und Rußland ist nach wie vor das Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA), mit dem die Integration Rußlands in einen größeren Raum der 
Zusammenarbeit in Europa gefördert und mit dem die notwendigen Voraussetzungen für die künf-
tige Schaffung einer Freihandelszone zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Rußland 
geschaffen werden sollen. Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten werden ihrerseits die 
Koordinierung, die Kohärenz und die Komplementarität aller Aspekte ihrer Politik gegenüber 
Rußland weiter ausbauen. Die Europäische Union, die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
werden ferner mit regionalen und anderen Organisationen und im Rahmen derselben sowie mit 
gleichgesinnten Partnern zusammenarbeiten, um die Ziele der Gemeinsamen Strategie zu verwirk-
lichen. Die Positionen, die die Mitgliedstaaten in allen einschlägigen Gremien einnehmen werden, 
werden mit dieser Gemeinsamen Strategie im Einklang stehen. Der Europäische Rat fordert 
Rußland auf, mit der Europäischen Union auf der Grundlage dieser Gemeinsamen Strategie zum 
beiderseitigen Nutzen zusammenzuarbeiten. 
 

HAUPTZIELE 
 
Der Europäische Rat hat die folgenden Hauptziele bestimmt:  
 
1. Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats und Stärkung der staatlichen Institutionen in 

Rußland 
 

Die Schaffung effizienter, transparenter staatlicher Institutionen ist eine der wesentlichen 
Voraussetzungen für das Entstehen von Vertrauen, eine breite Übernahme demokratischer 
Orientierungen und einen funktionierenden Rechtsstaat. Sie bildet die notwendige Grundlage 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Die Lage in Rußland verlangt die Verwen-
dung geeigneter Mechanismen und Mittel, um diese Institutionen im Interesse der Effizienz 
und der Verantwortlichkeit auszubauen. 
 
Die Europäische Union will Rußland bei der Festigung seiner staatlichen Institutionen, insbe-
sondere der Exekutiv-, der Gesetzgebungs- und der Rechtspflegeorgane sowie der Polizei, im 
Einklang mit den Grundsätzen der Demokratie Hilfestellung leisten. Die für das Funktionie-
ren der Wirtschaft unabdingbaren Einrichtungen bilden den zweiten Aspekt dieser Zielset-
zung. Die Europäische Union wird den regionalen und lokalen Verwaltungen im Rahmen von 
deren Befugnissen besondere Bedeutung beimessen. Die Beziehungen zwischen den zen-
tralen, regionalen und lokalen Behörden bilden in diesem Zusammenhang ein wesentliches 
Element für die Zukunft der Föderation. 
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Zur Festigung der Demokratie in Rußland ist es unerläßlich, daß sich in allen Bereichen eine 
Bürgergesellschaft herausbildet. Die Europäische Union möchte diesen Prozeß insbesondere 
durch die Förderung eines direkten Austauschs zwischen den Akteuren der Bürgergesellschaft 
in Rußland und der Europäischen Union unterstützen. 
 

2. Einbeziehung Rußlands in einen gemeinsamen europäischen Wirtschafts- und Sozialraum 
 

Sowohl für die Europäische Union als auch für Rußland ist es von Belang, daß Rußland in die 
Lage versetzt wird, sich in einen gemeinsamen europäischen Wirtschafts- und Sozialraum 
einzugliedern. Die Europäische Union ist bereits jetzt der wichtigste Handelspartner Ruß-
lands, das seinerseits einen beträchtlichen Teil der Energieversorgung der Europäischen 
Union sicherstellt. Die europäischen Unternehmen haben zudem bedeutende Investitionen in 
Rußland getätigt. 
 
In erster Linie geht es darum, eine funktionsfähige Marktwirtschaft zu schaffen. Die jüngste 
Krise in Rußland hat gezeigt, daß dieses Ziel tatkräftig weiterverfolgt werden muß. Die 
Hauptanstrengung ist selbstverständlich von Rußland selbst im Rahmen eines vom IWF ge-
billigten umfassenden, nachhaltigen Wirtschaftsprogramms zu unternehmen. In diesem 
Programm müssen unter anderem die Probleme der Unternehmensumstrukturierung, der 
öffentlichen Finanzen, des Bankwesens und der "corporate governance" behandelt werden. 
Die Europäische Union ist bereit, in diesem Rahmen Hilfestellung zu leisten. 

 
Nach Ansicht der Europäischen Union ist Rechtsstaatlichkeit eine Voraussetzung für die Ent-
wicklung einer Marktwirtschaft, die allen Bürgern Rußlands Möglichkeiten und Vorteile 
bietet. Rußlands Entwicklung und künftige Prosperität werden in erster Linie von soliden in-
ländischen Politiken sowie einer soliden Wirtschaftspolitik bestimmt, für die die Schaffung 
eines fairen und transparenten rechtlichen und ordnungspolitischen Rahmens sowie der erfor-
derlichen Einrichtungen von wesentlicher Bedeutung ist. Die Attraktivität für inländische und 
ausländische Investitionen, die durch den Zugang Rußlands zu den internationalen Finanz-
märkten erheblich zunähme, ist bei der Entwicklung des Landes ausschlaggebend. Die Euro-
päische Union wird Rußland deshalb bei der Entwicklung und Annahme der wirtschaftlichen 
Strategien unterstützen, die erforderlich sind, um das für verstärkte Inlands- und Auslands-
investitionen notwendige Vertrauen zu fördern und die Anforderungen der internationalen 
Kreditgeber zu erfüllen. 
 
Die Europäische Union bekennt sich zur Integration Rußlands in die europäische und die 
Weltwirtschaft. In diesem Zusammenhang wird die Europäische Union Rußland bei seinen 
Anstrengungen zur Erfüllung der Bedingungen für den WTO-Beitritt unterstützen. Sie wird 
ferner prüfen, wie - abgesehen von dem WTO-Beitritt - die notwendigen Voraussetzungen für 
die künftige Einrichtung einer Freihandelszone zwischen der Europäischen Union und Ruß-
land geschaffen werden können. Durch die schrittweise Angleichung der Rechtsvorschriften 
und Normen zwischen Rußland und der Europäischen Union gemäß dem PKA wird die 
Schaffung gemeinsamer Wirtschaftsräume erleichtert. 

 
Beim Aufbau der Marktwirtschaft sind schließlich auch die sozialen Aspekte des Übergangs 
sowie die Bedürfnisse der russischen Bevölkerung, insbesondere der am stärksten benachtei-
ligten Personengruppen, zu berücksichtigen. Die Europäische Union ist bereit, ihre Erfahrun-
gen und Kenntnisse zur Verfügung zu stellen und den Austausch hierüber zu verstärken. 
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3. Zusammenarbeit zur Stärkung der Stabilität und Sicherheit in Europa und in einem umfassen-

deren Rahmen 
 

Rußland und die Europäische Union haben strategische Interessen und nehmen besondere 
Verantwortlichkeiten bei der Wahrung der Stabilität und Sicherheit in Europa sowie in 
anderen Weltregionen wahr. 
 
Die Europäische Union betrachtet Rußland als wesentlichen Partner bei der Verwirklichung 
dieses Ziels und ist entschlossen, mit Rußland zusammenzuarbeiten. Sie schlägt vor, daß die 
strategische Partnerschaft im Rahmen eines permanenten politischen und sicherheitspoliti-
schen Dialogs weiterentwickelt wird, bei dem es darum geht, die Interessenlagen einander 
anzunähern und gemeinsame Antworten  auf bestimmte sicherheitspolitische Herausforde-
rungen auf dem europäischen Kontinent zu finden. Dieser Dialog wird eine intensivere Ab-
stimmung in allen einschlägigen Gremien, denen Rußland und die Mitgliedstaaten angehören, 
insbesondere in den VN und der OSZE, ermöglichen. 
 

4. Gemeinsame Herausforderungen auf dem europäischen Kontinent 
 

Die geographische Nähe sowie der Ausbau der Beziehungen und die Entwicklung des Han-
dels zwischen der Europäischen Union und Rußland führen zu einer zunehmenden gegen-
seitigen Abhängigkeit in vielen Bereichen. Nur durch gemeinsames Handeln lassen sich 
Antworten auf die Herausforderungen finden, denen sich beide Seiten immer häufiger ge-
meinsam gegenübersehen. 
 
Die Europäische Union und Rußland haben gemeinsam ein Interesse daran, ihre Energie-
politik so weiterzuentwickeln, daß die Nutzung und die Bewirtschaftung der Ressourcen ver-
bessert sowie die Versorgungssicherheit in Rußland und in Europa erhöht werden. 
 
Ein wesentlicher Aspekt ist die nukleare Sicherheit. Die Europäische Union ist bereit, in 
diesem Bereich weiterhin ihre Sachkenntnisse zur Verfügung zu stellen und Unterstützung zu 
leisten. 
 
Die Umwelt ist gemeinsames Gut der Menschen in Rußland und in der Europäischen Union. 
Die nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen, die Bewirtschaftung von Nuklearab-
fällen und die Bekämpfung insbesondere der grenzüberschreitenden Luft- und Gewässerver-
schmutzung sind in diesem Bereich vorrangig. 

 
Rußland und die Europäische Union haben gemeinsam ein Interesse daran, die Zusammenar-
beit bei der Bekämpfung gemeinsamer Delikte, namentlich der organisierten Kriminalität, 
Geldwäsche, Menschen- und Drogenhandel, zu intensivieren. Ein wichtiges Anliegen ist fer-
ner die Bekämpfung der illegalen Einwanderung. Die Europäische Union schlägt vor, in 
diesen Bereichen verstärkt zusammenzuarbeiten, indem das erforderliche Instrumentarium 
geschaffen und die notwendigen Kooperationsmechanismen zwischen den zuständigen 
Stellen eingerichtet werden sowie der Austausch von Sachverständigen gefördert wird. Sie ist 
ferner bereit, ihre Sachkenntnisse zur Verfügung zu stellen, insbesondere für die Weiter-
entwicklung der Rechtsvorschriften und den Aufbau der zuständigen Einrichtungen. 
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Die regionale Zusammenarbeit, insbesondere im Rahmen der bestehenden Regionalorgani-
sationen, bildet einen nützlichen Rahmen für die Einführung konkreter Kooperationsmaß-
nahmen, mit denen auf lokaler Ebene den genannten Herausforderungen begegnet werden 
kann. 

 
INSTRUMENTE UND MITTEL 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 

Diese Gemeinsame Strategie wird im Einklang mit den anwendbaren Verfahren der Verträge 
umgesetzt. Der Europäische Rat ruft den Rat und die Kommission auf, im Einklang mit den in 
den Artikeln 3 und 13 des Vertrags über die Europäische Union definierten Aufgaben die 
Einheitlichkeit, Kohärenz und Effektivität der von der Europäischen Union bei der Umset-
zung dieser Gemeinsamen Strategie getroffenen Maßnahmen zu gewährleisten. 
 
Die Europäische Union arbeitet an der Verwirklichung der genannten Ziele dieser Gemein-
samen Strategie, indem sie sämtliche relevanten Instrumente und Mittel, die der Europäischen 
Union, der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, angemessen einsetzt. 
 
Der Generalsekretär des Rates und Hohe Repräsentant für die GASP unterstützt den Rat bei 
der Umsetzung dieser Gemeinsamen Strategie im Rahmen seiner Verpflichtungen aus den 
Verträgen. Die Kommission wird im Einklang mit den Artikeln 18 und 27 des Vertrags über 
die Europäische Union hierbei in vollem Umfang beteiligt. 
 

2. Rat, Kommission und Mitgliedstaaten 
 

Der Europäische Rat fordert den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
 

- entsprechend ihren Zuständigkeiten und Möglichkeiten bestehende Aktionen, Pro-
gramme, Instrumente und Politiken auf ihre Kohärenz mit dieser Strategie hin zu über-
prüfen; bestehen Inkohärenzen, so sollten die erforderlichen Anpassungen zum frühest-
möglichen Überprüfungszeitpunkt erfolgen; 

 
- die bestehenden Instrumente und Mittel, insbesondere das Partnerschafts- und Koopera-

tionsabkommen, sowie alle einschlägigen Instrumente der Europäischen Union und der 
Mitgliedstaaten sowie die Programme der Mitgliedstaaten umfassend und in geeigneter 
Weise zu nutzen und zu diesem Zweck eine indikative Übersicht über die Ressourcen 
der Europäischen Union, der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten, mit denen diese 
Gemeinsame Strategie durchgeführt wird, zu erstellen und auf aktuellem Stand zu 
halten. 
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3. Koordinierung 
 

Die Mitgliedstaaten unternehmen zusätzliche Anstrengungen zur Koordinierung ihrer Maß-
nahmen gegenüber Rußland, auch in regionalen und internationalen Organisationen wie dem 
Europarat, den Vereinten Nationen, der OSZE und den internationalen Finanzinstitutionen 
sowie zu einer entsprechenden Koordinierung mit der Gemeinschaft in den Bereichen, in 
denen sie über Zuständigkeiten verfügen. 
 
Die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission muß gleichfalls kon-
solidiert werden, auch im Wege regelmäßiger Konsultationen zwischen ihren jeweiligen Ver-
tretern in Rußland. 
 
Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten arbeiten auf eine effektivere Zusammen-
arbeit mit regionalen und internationalen Organisationen hin und streben die Verwirklichung 
der Ziele der Strategie gemeinsam mit anderen gleichgesinnten Ländern an. 
 
Die Europäische Union wird die Beitrittsländer ersuchen, sich Aktionen im Rahmen dieser 
Gemeinsamen Strategie anzuschließen. 

 
4. Umsetzung und Überprüfung 
 

Der Europäische Rat fordert den Rat auf, 
 

- zu gewährleisten, daß jeder neue Vorsitz dem Rat im Rahmen seines allgemeinen 
Programms einen Arbeitsplan für die Umsetzung der Gemeinsamen Strategie vorlegt, 
der sich auf die in Teil II aufgeführten Aktionsbereiche stützt und die in Teil III ge-
nannten spezifischen Initiativen gebührend berücksichtigt; 

 
- die Tätigkeit der Europäischen Union im Rahmen der Strategie zu überprüfen und zu 

bewerten und dem Europäischen Rat mindestens jährlich über die Fortschritte bei der 
Verwirklichung ihrer Ziele zu berichten; 

 
- die Lage in Rußland und den Umfang der Zusammenarbeit Rußlands bei der Umsetzung 

dieser Strategie unter anderem anhand regelmäßiger Berichte der Missionschefs zu prü-
fen und in seinem Bericht an den Europäischen Rat eine Bewertung vorzunehmen; 

 

- erforderlichenfalls dem Europäischen Rat Empfehlungen für Änderungen der Teile II 
und III dieser Strategie zu unterbreiten. 

 
Die Kommission wird im Rahmen ihrer Befugnisse dazu ihren Beitrag leisten. 

 
5. Zusammenarbeit mit Rußland 
 

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten werden bei der Umsetzung dieser Gemein-
samen Strategie insbesondere im Wege des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens und 
vermittels seiner Institutionen eng mit Rußland zusammenarbeiten. 
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6. Spezifische Initiativen 
 

Die Europäische Union verfolgt die in Teil III genannten spezifischen Initiativen im Rahmen 
der in Teil II aufgeführten Aktionsbereiche. Diese Initiativen werden erforderlichenfalls 
angepaßt und schließen neue Initiativen während der Geltungsdauer dieser Gemeinsamen 
Strategie nicht aus. Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten werden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten und Möglichkeiten zum Gelingen dieser spezifischen Initiativen bei-
tragen und darauf hinwirken. 
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TEIL II 
 

AKTIONSBEREICHE 
 
Bei der Durchführung dieser Gemeinsamen Strategie der Europäischen Union werden die folgenden 
Aktionsbereiche im Mittelpunkt stehen. 
 
1. Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats und Stärkung der staatlichen Institutionen in 

Rußland 

 
Zur Förderung der Demokratie, des Aufbaus der Institutionen und des Rechtsstaats in Ruß-
land, der Grundvoraussetzung für die Entwicklung einer Marktwirtschaft, wird die Europäi-
sche Union sich um folgendes bemühen: 

 
a) Festigung des Rechtsstaats und Stärkung der staatlichen Institutionen 

 
- durch Unterstützung und Förderung der notwendigen institutionellen Reformen 

zur Schaffung einer modernen und effizienten Verwaltung im Rahmen von Ruß-
lands Exekutive, Legislative und Judikative auf föderaler, regionaler und lokaler 
Ebene, insbesondere durch den Ausbau der Kapazität einer unabhängigen Justiz, 
der öffentlichen Verwaltung und rechenschaftspflichtiger Strukturen zur Strafver-
folgung, durch die Förderung der Kontakte zwischen den Justizbehörden und den 
Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Ruß-
lands; 

 
- durch Aufstellung von Schulungsprogrammen für junge Politiker und Staatsbe-

dienstete; 
 

- durch die Prüfung - auf Ersuchen Rußlands - der Möglichkeiten für Maßnahmen 
der Europäischen Union in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen 
wie der OSZE zur Unterstützung einer effizienten Durchführung von freien und 
fairen Präsidentschafts- und Duma-Wahlen im Jahre 1999 bzw. 2000. 

 
- durch Unterstützung Rußlands bei seinen Bemühungen um die Einhaltung seiner 

internationalen Menschenrechtsverpflichtungen, einschließlich derjenigen gegen-
über dem Europarat, den VN und der OSZE, und durch Förderung gemeinsamer 
Aktivitäten der Europäischen Union und des Europarates in bezug auf Rußland in 
den Bereichen Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, durch Unterstützung bei 
der Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der Rechte von Frauen, Kindern 
und Minderheiten und durch die Förderung von Programmen zur Abschaffung der 
Todesstrafe. 
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b) Stärkung der Bürgergesellschaft 
 

- durch Förderung der Kontakte zwischen russischen Politikern und Politikern aus 
der Europäischen Union auf föderaler, regionaler und lokaler Ebene einschließlich 
Versammlungen auf allen Ebenen; 

 
- durch Förderung eines stärkeren Austausches im kulturellen Bereich und im Bil-

dungsbereich zwischen Rußland und der Europäischen Union und weitergehender 
Kontakte zwischen den Gesellschaften unter Berufung auf die lange Tradition der 
Beteiligung Rußlands am Aufbau der europäischen Zivilisation, insbesondere 
durch die Überprüfung und gegebenenfalls die Ausweitung von Stipendien und 
Programmen für Kontakte zwischen Studenten; 

 
- durch Unterstützung unabhängiger NRO; 

 
- durch eine Zusammenarbeit mit Rußland mit dem Ziel, Flüchtlinge und innerhalb 

von Rußland Vertriebene stärker zu unterstützen; 
 

- durch Unterstützung der Freiheit der Medien; 
 

- durch die Förderung der Chancengleichheit von Männern und Frauen. 
 
2. Einbeziehung Rußlands in einen gemeinsamen europäischen Wirtschafts- und Sozialraum 
 

Die Europäische Union wird: 
 

a) den Wirtschaftsreformprozeß in Rußland konsolidieren 
 

- durch die wirkungsvollere Gestaltung der wirtschaftspolitischen Beratung auch 
durch einen politischen Dialog auf hoher Ebene, so daß die Entwicklung einer 
Marktwirtschaft unter vollständiger Berücksichtigung der Übergangsprobleme, 
die sich aus dem notwendigen Strukturwandel ergeben, gefördert wird; 

 
- durch zusätzliche Bemühungen in den zuständigen Gremien um die Koordinie-

rung der Politik der Europäischen Union im Zusammenhang mit den internatio-
nalen Finanzinstitutionen; 

 
- durch die Unterstützung bei der Schaffung und Nutzung eines transparenten und 

stabilen rechtlichen und ordnungspolitischen Rahmens in Rußland, mit dem die 
Wirtschaftstätigkeit und verstärkte in- und ausländische Investitionen gefördert 
werden sollen; 
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- durch die Förderung der Schaffung des für tragfähige Steuerpolitiken (z.B. Be-
steuerung, Rechnungslegung und Ausgabenkontrolle) notwendigen rechtlichen 
und institutionellen Rahmens; 

 
- des weiteren durch die Förderung glaubwürdiger Reformen des Bankensektors mit 

fairen Bedingungen für Auslandsbanken und einer wirksamen Koordinierung zwi-
schen den Gebern unter umfassender Beteiligung der Europäischen Union; 

 
- durch Unterstützung weiterer struktureller, wirtschaftlicher und administrativer 

Reformen, einschließlich einer weiteren Privatisierung, der Unternehmensum-
strukturierung und der Zunahme der KMU in Rußland; 

 
- durch einen Beitrag zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der russischen 

Industrie, Landwirtschaft und Energiewirtschaft; 
 

- durch einen Beitrag zur Schaffung der Grundlage für eine effektive Bodenreform 
in Rußland, die die Einführung von Privateigentum ermöglicht, und durch die 
technische Unterstützung dieses Prozesses (beispielsweise durch ein funktionie-
rendes Grundbuch); 

 
b) die Integration Rußlands in einen größeren Raum der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 

in Europa unterstützen: 
 

- durch die Förderung einer schrittweisen Angleichung der Rechtsvorschriften, ins-
besondere in den Bereichen Zollwesen, Normen und Zertifizierung, Wettbewerbs-
spolitik und Umwelt; 

 
- durch die Unterstützung der weiteren Integration Rußlands in das multilaterale 

Handelssystem sowie der russischen Bemühungen um die Erfüllung der Bedin-
gungen für den WTO-Beitritt, einschließlich der rechtlichen und institutionellen 
Reformen; 

 
- durch Prüfung der Frage, wie abgesehen von Rußlands Beitritt zur WTO die er-

forderlichen Voraussetzungen für die künftige Errichtung einer Freihandelszone 
zwischen der Europäischen Union und Rußland geschaffen werden können; 

 
- durch die Bestärkung Rußlands, Hemmnisse für Handel und Investitionen abzu-

bauen, dies insbesondere durch die Verbesserung der Grenzabfertigungsverfahren 
und -einrichtungen und durch die Prüfung - gemäß den Bestimmungen und Ver-
fahren der Europäischen Union - der russischen Anliegen in bezug auf den 
Zugang zum Markt der Europäischen Union; 

 
- durch konkretere Auslotung des Spielraums für eine Zusammenarbeit in den Be-

reichen, in denen Rußland anerkanntermaßen über einschlägiges Fachwissen 
verfügt (beispielsweise Wissenschaft, Luftfahrt, Weltraum, Energie); 
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- durch Förderung der Partnerschaft, um die Entwicklung der Kulturwirtschaft in 
Rußland auch im Bereich des Kunstmanagements zu unterstützen; 

 
- durch bessere Koordinierung und erforderlichenfalls Ausweitung von bestehenden 

europäischen Programmen zur Schulung russischer Manager und Unternehmer; 
 

c) die Grundlage für eine soziale Marktwirtschaft legen 
 

- durch Förderung des sozialen Dialogs, indem das Entstehen moderner Gewerk-
schaften und Arbeitgeberorganisationen unterstützt wird; 

 
- durch Förderung einer konsequenteren Einhaltung der grundlegenden Arbeits-

normen der IAO; 
 

- durch den Versuch, den sozialen Schutz aller Bürger Rußlands, insbesondere 
schwacher Gruppen, durch eine technische Unterstützung der Verwaltungsre-
formen in den russischen Systemen der sozialen Sicherung und der Gesundheits-
fürsorge zu gewährleisten. 

 
3. Zusammenarbeit zur Stärkung der Stabilität und der Sicherheit in Europa und außerhalb 

Europas 
 

Die Europäische Union möchte die Zusammenarbeit mit Rußland vertiefen und ausbauen und 
gemeinsame Antworten auf sicherheitspolitische Herausforderungen in Europa und außerhalb 
Europas finden durch: 

 
d) die Stärkung des politischen Dialogs, 

 
- indem geprüft wird, wie der bestehende politische Dialog mehr Kontinuität erhal-

ten und operativer gestaltet werden könnte, auch vermittels der wichtigen dem 
Generalsekretär des Rates, dem Hohen Repräsentanten für die GASP, zukommen-
den Rolle; 

 
- indem mit Rußland zusammengearbeitet wird, um gemeinsame außenpolitische 

Initiativen zur Unterstützung gemeinsamer außenpolitischer Ziele zu entwickeln; 
 

e) Rußlands Platz in der europäischen Sicherheitsarchitektur, 
 

- indem die Zusammenarbeit mit Rußland in der neuen europäischen Sicherheits-
architektur im Rahmen der OSZE, insbesondere im Vorfeld des Gipfels von 
Istanbul, weiter ausgebaut wird; 

 
- indem die Zusammenarbeit mit Rußland bei der Ausarbeitung einzelner Aspekte 

der Europäischen Sicherheitscharta fortgesetzt wird; 
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- indem geprüft wird, wie eine Beteiligung Rußlands in den Fällen erleichtert 
werden könnte, in denen die Europäische Union die WEU für Petersberg-Auf-
gaben in Anspruch nimmt; 

 
f) Präventivdiplomatie vermittels folgender Maßnahmen: 

 
- Förderung der Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und Rußland, 

um damit zur Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und Konfliktbeilegung, auch 
im Rahmen der OSZE und der Vereinten Nationen, beizutragen; 

 
- Förderung der Rüstungskontrolle und der Abrüstung sowie der Umsetzung beste-

hender Vereinbarungen, Verstärkung der Ausfuhrkontrollen, Eindämmung der 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und Unterstützung der nuklearen 
Abrüstung sowie der Vernichtung chemischer Waffen. 

 
4. Gemeinsame Herausforderungen auf dem europäischen Kontinent 
 

Die Europäische Union wird mit Rußland insbesondere in folgenden Bereichen zusammenar-
beiten: 

 
a) In den Bereichen Energie und nukleare Sicherheit durch 

 
- Förderung des russischen Engagements für Reformen auf dem Energiesektor, ein-

schließlich der Bereiche nukleare Sicherheit und Umweltschutz, z. B. durch Zu-
sammenarbeit mit Rußland zur Verbesserung der Energieeffizienz und durch 
technische Unterstützung bei der Energieeinsparung in Rußland; Verbesserung 
der Sicherheit der russischen Kernkraftwerke durch Zusammenarbeit in Fragen 
des nuklearen Abfalls und abgebrannter Brennstoffe in Nordwest-Rußland; 

 
- Förderung des russischen Engagements für die nukleare Sicherheit im Rahmen 

des Übereinkommens über die nukleare Sicherheit mittels des Kernsicherheitsab-
kommens wie auch im Rahmen internationaler Initiativen sowie durch Beiträge 
zur Stärkung der russischen Nuklearaufsichtsbehörde (GAN); 

 
- Förderung der Ratifizierung des Vertrags über die Energiecharta durch Rußland 

und Fortsetzung der Verhandlungen über eine multilaterale Transit-Rahmen-
regelung, mit der die Zusammenarbeit zwischen Rußland und seinen Nachbar-
staaten hinsichtlich des Zugangs zum russischen Pipeline-System verbessert wird; 

 
b) in den Bereichen Umwelt und Gesundheit durch 

 
- Förderung und Unterstützung für die sichere Lagerung von nuklearem und chemi-

schem Abfall und die sichere Bewirtschaftung von abgebranntem Brennstoff, 
insbesondere in Nordwest-Rußland; 

 
- Unterstützung hinsichtlich der Einbeziehung von Umweltaspekten in die Wirt-

schaftsreform, der Schaffung wirksamer Systeme zur Überwachung und Einhal-
tung multilateraler Umweltübereinkünfte sowie der Bemühungen Rußlands, für 
eine striktere Durchsetzung der nationalen Umweltvorschriften zu sorgen; 
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- Zusammenarbeit mit Rußland insbesondere in Gebieten im Nachbarbereich der 
sich erweiternden Europäische Union im Hinblick darauf, daß die Wasser- und 
Luftverschmutzung verringert und der Umweltschutz verbessert werden, und zur 
Förderung einer nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen, indem insbe-
sondere in den verschiedenen Gremien für regionale Zusammenarbeit zusammen-
gearbeitet wird; 

 
- Zusammenarbeit mit Rußland mit dem Ziel, die Vorbeugungsmaßnahmen gegen 

infektiöse Krankheiten zu verbessern, einschließlich der Unterstützung für Impf-
programme; 

 
- Zusammenarbeit auch im Hinblick auf eine Stärkung der Kontrollen im Bereich 

der Pflanzengesundheit; 
 

c) in den Bereichen organisierte Kriminalität, Geldwäsche, Menschen- und Drogenhandel 
sowie justitielle Zusammenarbeit durch 

 
- Unterstützung bei der Durchsetzung von Recht und Gesetz und beim Aufbau der 

Rechtsordnung, auch indem Rußland bestärkt wird, wichtige Übereinkünfte zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren, insbesondere in den Bereichen der justitiellen 
Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen; 

 
- Weiterführung - auf der Grundlage bereits bestehender Gemeinsamer Stand-

punkte - eines angemessenen Dialogs mit Rußland bei den laufenden Verhandlun-
gen in Wien über das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität; 

 
- Verstärkung der Zusammenarbeit und des Austauschs von Sachverständigen 

zwischen den Mitgliedstaaten und Rußland im Zusammenhang mit der Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität, u.a. auch im Bereich der Behandlung und Re-
habilitierung von Drogenabhängigen und im Bereich der Suchtprävention. Dies 
soll in Zusammenarbeit mit der Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und 
Drogensucht erfolgen; 

 
- Veranstaltung von Seminaren über Arten und Methoden der Geldwäsche; 

 
- Ausbau der Zusammenarbeit von Europol mit den zuständigen russischen Behör-

den entsprechend dem Europol-Übereinkommen, damit insbesondere Menschen- 
und Drogenhandel sowie die Schleuserkriminalität besser bekämpft werden 
können; 

 
- Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Verbindungsbeamten der Mitglied-

staaten in Moskau innerhalb der durch das jeweilige nationale Recht gesetzten 
Grenzen; 

 
- Entwicklung von Mechanismen der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 

grenzüberschreitenden Rauschgiftkriminalität und Einbeziehung Rußlands in das 
Konzertierungsverfahren der Dublin-Gruppe; 
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- Durchführung - in Zusammenarbeit mit russischen Stellen - von Informations-
kampagnen zur Verhinderung des Menschenhandels; 

 
- Verbesserung der Zusammenarbeit hinsichtlich der Rückübernahme von eigenen 

Staatsangehörigen, Staatenlosen und Drittstaatsangehörigen, einschließlich des 
Abschlusses eines Rückübernahmeabkommens, sowie Bekämpfung der illegalen 
Einwanderung unter anderem durch Fortsetzung der Grund- und der Fortge-
schrittenenkurse für Angehörige der Grenz- und Einwanderungsbehörden; 

 
- Intensivierung des Dialogs mit Rußland über die Anpassung der russischen 

Visapolitik gegenüber der Europäischen Union durch die Einführung von Visa-
vorschriften, die im Einklang mit den entsprechenden EG-Bestimmungen stehen, 
und die Einführung von Reisedokumenten, die ausreichend fälschungssicher sind; 

 
- Zusammenarbeit mit Rußland mit dem Ziel, daß Rußland Sanktionen gegen Ver-

kehrsunternehmen trifft, die Personen mit nicht ausreichenden Reisedokumenten 
über die Grenze befördern, und dem Ziel, daß Rußland strafrechtliche Vorschrif-
ten zur Bekämpfung der Schleuserkriminalität einführt; 

 
d) in den Bereichen regionale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Infrastruktur 

durch 
 

- effektivere Zusammenarbeit mit Rußland in den verschiedenen Gremien der 
regionalen Zusammenarbeit (Ostseerat, Schwarzmeer-Wirtschaftsunion, Rat für 
den europäisch-arktischen Bereich der Barentssee) sowie Verstärkung der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit mit den benachbarten Regionen Rußlands 
(einschließlich Kaliningrad), speziell im Hinblick auf die Erweiterung der Euro-
päischen Union und auch im Rahmen der Nördlichen Dimension; 

 
- Verstärkung der Zusammenarbeit und der technischen Unterstützung in den Be-

reichen Grenzüberwachung und Zoll; 
 

- Sondierung der Möglichkeiten dafür, auf eine Anbindung der russischen Ver-
kehrssysteme (Straße und Schiene) an die transeuropäischen Korridore hinzuar-
beiten, sowie Bemühungen um beiderseitig zufriedenstellende Regelungen von 
Verkehrsfragen. 
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TEIL III 
 

SPEZIFISCHE INITIATIVEN 
 
Die folgenden spezifischen Initiativen sollen verfolgt werden, ohne daß dies die Möglichkeit neuer 
Initiativen ausschließt: 
 
Politischer und sicherheitspolitischer Dialog 
 
Die Europäische Union wird Überlegungen dazu anstellen, wie der bestehende politische Dialog im 
Rahmen des PKA nicht nur kontinuierlicher, flexibler und substantieller, sondern auch operativer 
und wirksamer gestaltet werden kann: 
 
- Der Rat wird prüfen, welche Möglichkeiten für die Schaffung eines permanenten Mechanis-

mus für den politischen und sicherheitspolitischen Dialog zwischen der Europäischen Union 
und Rußland unter Berücksichtigung der wichtigen, dem Generalsekretär des Rates und 
Hohen Vertreter für die GASP, zukommenden Rolle bestehen. Eines der Ziele dabei wäre, 
gemeinsam mit Rußland an der Entwicklung gemeinsamer außenpolitischer Initiativen in 
bezug auf spezifische Drittländer und -regionen, die Konfliktprävention und die Krisenbe-
wältigung speziell in den an Rußland angrenzenden Gebieten sowie auf dem Balkan und im 
Nahen Osten zu arbeiten; 

 
- der Rat wird in Betracht ziehen, mit Rußland einen Konsultationsmechanismus in bezug auf 

Nichtverbreitungsfragen zu entwickeln, der zu den bestehenden Troika-Gesprächen auf Sach-
verständigenebene hinzukommen und möglicherweise Drittländer einbeziehen würde, und 
ferner, auch im Wege verstärkter Koordinierung/gemeinsamer Aktivitäten mit Drittländern, 
die Anstrengungen mit dem Ziel, zur Vernichtung der C-Waffenbestände Rußlands beizutra-
gen, zu intensivieren; 

 
- der Rat wird außerdem den Spielraum für Gemeinsame Aktionen und Gemeinsame Stand-

punkte hinsichtlich der sicheren Handhabung des biologischen und des chemischen sowie des 
der IAEO-Kontrolle unterliegenden spaltbaren Materials in Rußland, das als für Verteidi-
gungszwecke nicht länger erforderlich ausgewiesen wurde, insbesondere auf der Grundlage 
internationaler Übereinkommen prüfen. Besondere Aufmerksamkeit wird dabei dem Interna-
tionalen Wissenschafts- und Technologiezentrum in Moskau zu widmen sein. 

 
Die Arbeit in bezug auf diese Aktionen wird Ende 1999 beginnen. 
 
Dialog über Wirtschaftsfragen 
 
Die makroökonomische Situation in Rußland, die Erfahrungen bei der Schaffung der Einheit 
Europas, die Einführung des Euro und der Erweiterungsprozeß verstärken noch die Bedeutung 
spezifischer Wirtschaftskonsultationen zwischen der Europäischen Union und Rußland. 
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Die Europäische Union wird die Einleitung eines spezifischen Dialogs EU/Rußland auf hoher 
Ebene zur Unterstützung der Ausarbeitung von Maßnahmen durch die russische Regierung, mit 
denen ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum auf der Grundlage eines vom IWF gebilligten umfas-
senden Wirtschaftsprogramms gefördert werden soll, das letztlich zur Schaffung einer funktionie-
renden Marktwirtschaft führt, in Betracht ziehen. Die Europäische Union wird ferner auch erwägen, 
der russischen Regierung eine wirtschaftspolitische Beratung auf hoher Ebene anzubieten, für die 
herausragende Experten der Europäischen Union hinzugezogen werden. 
 
Die Mitgliedstaaten werden erforderlichenfalls ihre Koordinierung in einschlägigen internationalen 
Organisationen und Gremien verstärken. 
 
Ein gemeinsamer Bericht des Vorsitzes und der Kommission zu diesen Vorschlägen sollte von den 
zuständigen Gremien bis Ende 1999 erstellt werden. 
 
Handel und Investitionen 
 
In Anbetracht der Eröffnung neuer multilateraler Verhandlungen im WTO-Rahmen sowie der Tat-
sache, daß die Gemeinschaft Vorschläge dazu gemacht hat, wie Rußland seine Verhandlungen über 
den Beitritt zu dieser Organisation fortsetzen kann, bekräftigt die Gemeinschaft ihre Bereitschaft, 
ihre gegenwärtige Unterstützung für die russischen Bemühungen, den Erfordernissen für einen 
möglichst baldigen WTO-Beitritt zu genügen, aufrechtzuerhalten und gegebenenfalls zu verstärken. 
 
Die Kommission wird darüber hinaus Mittel und Wege prüfen, um den Dialog über Investitions-
fragen mit Rußland im Rahmen des PKA zu intensivieren und derart das Handels- und Investitions-
klima in Rußland zu verbessern, den beiderseitigen Handels- und Investititionsverkehr zu erleich-
tern und dem Rat bis Ende 1999 darüber Bericht zu erstatten. 
 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
 
Die Europäische Union und Rußland haben ein besonderes Interesse an der Schaffung einer nach-
haltigen und wirksamen Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres, nicht zuletzt als 
Mittel zur verbesserten Beachtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit. In dieser Hin-
sicht kommt der Bekämpfung der organisierten Kriminalität ganz offensichtlich Vorrang zu. 
 
Die Europäische Union schlägt daher vor, einen Plan gemeinsamer Aktionen mit Rußland zur Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität, einschließlich der Korruption, der Geldwäsche, des 
Drogen- und Menschenhandels und der illegalen Einwanderung, aufzustellen. Die Europäische 
Union schlägt vor, unter anderem folgende Bereiche abzudecken: 
 
- Unterstützung bei der Grundausbildung für Angehörige der Strafverfolgungs- und Justizbe-

hörden, insbesondere in bezug auf Ermittlungs- und Eingreiftechniken; 
 
- Schaffung des erforderlichen rechtlichen, institutionellen und justitiellen Rahmens für eine 

wirksame Verfolgung der organisierten Kriminalität, vor allem bei Geldwäsche, illegaler 
wirtschaftlicher Tätigkeit und Menschenhandel; 

 
- Schaffung eines Instrumentariums für eine wirksame Zusammenarbeit zur Bekämpfung 

grenzüberschreitender Drogenkriminalität; und 
 
- Entwicklung einer Zusammenarbeit zwischen Europol und den zuständigen russischen 

Behörden, wie im Europol-Übereinkommen vorgesehen. 
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Ein fortlaufender Dialog zwischen den zuständigen russischen Stellen und den Verbindungs-
beamten der Mitgliedstaaten der Europäischen Union in Moskau wird eine genauere Analyse der 
russischen Erfordernisse in diesem Bereich ermöglichen. Die für Dezember 1999 geplante Konfe-
renz der Europäischen Union mit Rußland über Fragen der organisierten Kriminalität wird in dieser 
Hinsicht besonders wichtig sein. Dem Rat wird im ersten Halbjahr 2000 ein Bericht vorgelegt 
werden. 
 
Partnerschaftsprogramme 
 
Das Doppelziel einer Konsolidierung der staatlichen Institutionen Rußlands und zugleich der ge-
genseitigen Annäherung der Bürgergesellschaften impliziert eine Intensivierung des Austausches 
auf allen Ebenen zwischen Rußland und den Mitgliedstaaten. 
 
Die Europäische Union hat daher den Wunsch, Partnerschaftsprogramme mit Rußland zu ent-
wickeln, um 
 
- die Institutionen auf Ebene regionaler und lokaler Verwaltungen zu stärken; 
 
- die Bürgergesellschaften untereinander anzunähern, namentlich im Rahmen der Berufsver-

bände und Gewerkschaften, Universitäten, Nichtregierungsorganisationen und Medien. Die 
Kommission wird die Möglichkeit prüfen, zu diesem Zweck Gemeinschaftsprogramme 
(TACIS, Tempus- und Demokratie-Programm) zum Einsatz zu bringen. Die bilateralen 
Instrumente der Mitgliedstaaten sollen gleichfalls genutzt werden. Die Mitgliedstaaten und 
die Kommission werden ihre Programme koordinieren; sie können in diesem Zusammenhang 
das von der Europäischen Union aufgestellte Programm für die Ausbildung russischer Füh-
rungskräfte nutzen. 

 
- Auf der Grundlage einer (von der Kommission im Benehmen mit dem Generalsekretariat des 

Rates vorzunehmenden) Bestandsaufnahme der vorhandenen Instrumente und einer 
Bedarfsermittlungsmission in Rußland wird die Kommission dem Rat bis Ende 1999 Bericht 
erstatten und danach Vorschläge für eventuelle Maßnahmen unterbreiten. 

 
Austauschprogramme für Studenten und junge Wissenschaftler 
 
Die Europäische Union wird die Möglichkeit prüfen, Austauschprogramme der Europäischen 
Union zu entwickeln, die sich an Studenten - für die diese Programme einen Bestandteil ihres 
Studiums bilden würden - und junge Wissenschaftler, die im Rahmen von Verträgen des Interna-
tionalen Wissenschafts- und Technologiezentrums beschäftigt sind, richten würden. Hiermit wäre 
insbesondere folgendes verbunden: 
 
- Aufforderung an die Kommission, eine Übersicht über die bestehenden Programme der Euro-

päischen Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten zu erstellen; 
 
- ferner die Aufforderung an die Kommission, im ersten Halbjahr 2000 einen Bericht über die 

Mittel zur Verbesserung der Komplementarität bestehender europäischer Programme in die-
sem Bereich sowie über die Möglichkeiten und die praktischen Einzelheiten eines erweiterten 
Austauschprogramms der Gemeinschaft vorzulegen. 
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Schaffung eines tragfähigen Systems der Gesundheitsfürsorge und des sozialen Schutzes 
 
Die Mitgliedstaaten und die Kommission werden ihre Programme, die allgemein zur Förderung der 
russischen Bemühungen, ein tragfähiges System der staatlichen Fürsorge und des allgemeinen 
sozialen Schutzes aufzubauen, und insbesondere zur Unterstützung der Reform der öffentlichen Ge-
sundheitsfürsorgesysteme in Rußland bestimmt sind, überprüfen und die Koordinierung, Effizienz 
und Komplementarität dieser Programme im Hinblick auf einen bis Juni 2000 von der Kommission 
vorzulegenden Bericht verbessern. 
 
Grenzüberschreitende und regionale Zusammenarbeit 
 
Die Europäische Union wird den Ausbau grenzüberschreitender und regionaler Zusammenarbeit 
unterstützen und eine Übersicht über einschlägige Instrumente und Maßnahmen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten erstellen, die auf eine verstärkte Anwendung von Pro-
grammen der Europäischen Union in den für die Europäische Union mit einem besonderen Inter-
esse verbundenen Regionen Rußlands ausgerichtet sind. In diesem Zusammenhang werden der Rat 
und die Kommission ihre Vorbereitungen für die im November 1999 in Helsinki vorgesehene Kon-
ferenz über die Nördliche Dimension der Europäischen Union intensivieren.  
 

TEIL IV 
 

GELTUNGSDAUER 
 
Diese Gemeinsame Strategie gilt zunächst für einen Zeitraum von vier Jahren ab dem Zeitpunkt 
ihrer Veröffentlichung. Sie kann auf Empfehlung des Rates durch den Europäischen Rat verlängert, 
überprüft und gegebenenfalls angepaßt werden. 
 

VERÖFFENTLICHUNG 
 
Diese Gemeinsame Strategie wird im Amtsblatt veröffentlicht. 
 
 
Geschehen zu Köln am 
 
 Im Namen des Europäischen Rates 
 Der Präsident 
 
 

_________________ 
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Erklärung des Europäischen Rates 

zu der Gemeinsamen Strategie für Rußland 
 
 
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit, wenn er Gemeinsame Aktionen, Gemeinsame 
Standpunkte und sonstige Beschlüsse im Rahmen des Titels V des Vertrags über die Europäische 
Union (Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik) auf der Grundlage der Gemeinsamen Strategie 
annimmt. 
 
Rechtsakte, die nicht in den Geltungsbereich des Titels V des Vertrags über die Europäische Union 
fallen, werden weiterhin nach den entsprechenden in den einschlägigen Bestimmungen der Ver-
träge, einschließlich des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Titels VI 
des Vertrags über die Europäische Union, vorgesehenen Beschlußfassungsverfahren angenommen. 
 
 

_________________ 
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ANHANG III 
 
 

ERKLÄRUNG DES EUROPÄISCHEN RATES 
ZUR STÄRKUNG DER GEMEINSAMEN EUROPÄISCHEN SICHERHEITS- UND 

VERTEIDIGUNGSPOLITIK 
 
 
1. Wir, die Mitglieder des Europäischen Rates, wollen entschlossen dafür eintreten, daß die 

Europäische Union ihre Rolle auf der internationalen Bühne uneingeschränkt wahrnimmt. 
Hierzu beabsichtigen wir, der Europäischen Union die notwendigen Mittel und Fähigkeiten an 
die Hand zu geben, damit sie ihrer Verantwortung im Zusammenhang mit einer gemeinsamen 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik gerecht werden kann. Die auf Initiative 
des deutschen Vorsitzes unternommenen Arbeiten und das Inkrafttreten des Vertrags von 
Amsterdam erlauben uns heute, einen entscheidenden Schritt nach vorne zu tun. 

 
Wir sind davon überzeugt, daß der Rat bei der Verfolgung der Ziele unserer Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und der schrittweisen Festlegung einer gemeinsamen Vertei-
digungspolitik die Möglichkeit haben sollte, Beschlüsse über die gesamte Palette der im Ver-
trag über die Europäische Union definierten Aufgaben der Konfliktverhütung und der Krisen-
bewältigung, der sogenannten "Petersberg-Aufgaben", zu fassen. Im Hinblick darauf muß die 
Union die Fähigkeit zu autonomem Handeln, gestützt auf glaubwürdige militärische Fähig-
keiten, sowie die Mittel und die Bereitschaft besitzen, deren Einsatz zu beschließen, um - 
unbeschadet von Maßnahmen der NATO - auf internationale Krisensituationen zu reagieren. 
Die EU verbessert damit ihre Fähigkeit, im Einklang mit den Prinzipien der Charta der 
Vereinten Nationen auf internationaler Ebene zu Frieden und Sicherheit beizutragen. 

 
2. Wir sind davon überzeugt, daß die Europäische Union zur uneingeschränkten Wahrnehmung 

ihrer Aufgaben im Bereich der Konfliktverhütung und der Krisenbewältigung über die ent-
sprechenden Fähigkeiten und Instrumente verfügen muß. Wir verpflichten uns daher, auf den 
Ausbau von wirksameren europäischen militärischen Fähigkeiten auf der Grundlage der be-
stehenden nationalen, binationalen und multinationalen Fähigkeiten hinzuwirken und zu 
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diesem Zweck unsere eigenen Fähigkeiten zu stärken. Dies erfordert weiterhin nachdrückliche 
Verteidigungsanstrengungen, die Durchführung der notwendigen Anpassungen und insbe-
sondere die Stärkung unserer Fähigkeiten in den Bereichen strategische Aufklärung, strate-
gischer Transport, sowie Streitkräfteführung. Dies erfordert ferner Anstrengungen im 
Hinblick auf die Anpassung, Übung und Zusammenführung nationaler und multinationaler 
europäischer Streitkräfte. 

 
Wir erkennen ferner an, daß nachdrückliche Bemühungen zur Stärkung der industriellen und 
technologischen Verteidigungsbasis erforderlich sind, die nach unseren Vorstellungen wett-
bewerbsfähig und dynamisch sein soll. Wir sind entschlossen, die Umstrukturierung der euro-
päischen Verteidigungsindustrien in den betroffenen Staaten zu fördern. Wir werden daher 
zusammen mit der Industrie auf eine engere und effizientere Zusammenarbeit der Rüstungs-
unternehmen hinarbeiten. Wir werden uns um weitere Fortschritte bei der Harmonisierung 
militärischer Erfordernisse und der Rüstungsplanung und -beschaffung bemühen, soweit sie 
die Mitgliedstaaten für angebracht halten. 

 
3. Wir begrüßen die Ergebnisse des NATO-Gipfels von Washington hinsichtlich der Unter-

stützung der NATO für den von der EU eingeleiteten Prozeß und hinsichtlich der Bekräfti-
gung, daß eine effizientere Rolle der Europäischen Union bei der Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung zur Vitalität einer erneuerten Allianz beitragen wird. Bei der Durchfüh-
rung dieses von der EU eingeleiteten Prozesses werden wir die Entwicklung einer effizienten 
gegenseitigen Konsultation, Zusammenarbeit und Transparenz zwischen der Europäischen 
Union und der NATO sicherstellen. 
 
Wir wollen eine effektive EU-geführte Krisenbewältigung entwickeln, in deren Rahmen sich 
sowohl der NATO angehörende als auch neutrale und bündnisfreie EU-Mitgliedstaaten in 
vollem Umfang und gleichberechtigt an den EU-Operationen beteiligen können. 
 
Wir werden Vorkehrungen treffen, die es den nicht der EU angehörenden europäischen 
Bündnispartnern und Partnern erlauben, sich so umfassend wie möglich an diesem Vorhaben 
zu beteiligen. 
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4. Wir billigen und verabschieden daher den vom deutschen Vorsitz erstellten Bericht, der den 

Konsens zwischen den Mitgliedstaaten widerspiegelt. 
 
5. Wir sind nunmehr entschlossen, einen neuen Schritt beim Aufbau der Europäischen Union 

einzuleiten. Zu diesem Zweck beauftragen wir den Rat "Allgemeine Angelegenheiten", die 
Voraussetzungen zu schaffen und die Maßnahmen zu treffen, die zur Erreichung dieser Ziele 
erforderlich sind; hierzu gehört auch die Festlegung der Modalitäten für die Einbeziehung der 
Aufgaben der WEU, die notwendig sein werden, damit die Union ihrer neuen Verantwortung 
im Bereich der Petersberg-Aufgaben gerecht werden kann. In diesem Zusammenhang ist es 
unser Ziel, bis Ende des Jahres 2000 die notwendigen Beschlüsse zu fassen. In diesem Fall 
würde die WEU als Organisation ihren Zweck erfüllt haben. Der unterschiedliche Status der 
Mitgliedstaaten in bezug auf Garantien der kollektiven Verteidigung wird nicht berührt. Die 
Allianz bleibt das Fundament der kollektiven Verteidigung ihrer Mitglieder. 

 
Wir ersuchen daher den finnischen Vorsitz, die Arbeiten im Rahmen des Rates "Allgemeine 
Angelegenheiten" auf der Grundlage dieser Erklärung und des Berichts des Vorsitzes an den 
Europäischen Rat in Köln voranzutreiben. Wir gehen davon aus, daß der finnische Vorsitz 
dem Europäischen Rat auf seiner Tagung in Helsinki einen Fortschrittsbericht vorlegt. 
 
 

____________________ 
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Bericht des Vorsitzes über die Stärkung der 

gemeinsamen europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
 
1. Einleitung 
 
Nach dem Vertrag von Amsterdam, der am 1. Mai in Kraft getreten ist, ist die Stärkung der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) einschließlich der schrittweisen Festlegung 
einer gemeinsamen europäischen Verteidigungspolitik im Sinne des Artikels 17 des EUV vorge-
sehen. Nach dem Vertrag ist auch die Möglichkeit einer Integration der WEU in die EU vorge-
sehen, falls der Europäische Rat dies beschließt. 
 
Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Wien begrüßt, daß die Diskussion über eine gemein-
same europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik neuen Auftrieb erhalten hat. Seiner Auf-
fassung nach muß sich die GASP auf glaubwürdige operative Fähigkeiten stützen können, wenn die 
Europäische Union in der Lage sein soll, auf der internationalen Bühne uneingeschränkt mitzu-
spielen. Ferner hat er die französisch-britische Erklärung, die am 4. Dezember 1998 in St. Malo 
abgegeben wurde, begrüßt. Der Europäische Rat hat den deutschen Vorsitz aufgefordert, diese Dis-
kussion fortzusetzen, und ist übereingekommen, diese Frage auf der Tagung des Europäischen 
Rates in Köln wieder zu prüfen. Im Hinblick darauf haben die Außenminister bei ihrer informellen 
Zusammenkunft in Reinhartshausen am 13./14. März und auf der Tagung des Rates "Allgemeine 
Angelegenheiten" am 17. Mai das Thema erörtert. 
 
Auf dem Gipfeltreffen der NATO in Washington wurde die neue Dynamik, die die Stärkung einer 
gemeinsamen europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik durch den Vertrag von Amster-
dam erhalten hat, begrüßt, und es wurde bestätigt, daß eine stärkere Rolle Europas zur Vitalität der 
Allianz für das 21. Jahrhundert beitragen wird. Auf dem NATO-Gipfel wurde ferner betont, daß 
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die Entwicklung einer GASP, wie sie im Vertrag von Amsterdam gefordert wird, mit der gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die im Rahmen des Vertrags von Washington einge-
richtet wurde, vereinbar wäre. Dieser Prozeß wird zu stärkerer Komplementarität, Zusammenarbeit 
und Synergie führen. 
 
Auf der Tagung des WEU-Ministerrates vom 10. und 11. Mai ist diese Frage ebenfalls auf der 
Grundlage der informellen Überlegungen, die auf der Tagung des Ministerrates in Rom eingeleitet 
wurden, erörtert worden. Die Mitgliedstaaten werden im Einklang mit den Ergebnissen der 
laufenden WEU-Bestandsaufnahme der europäischen Verteidigungsfähigkeiten Anstrengungen 
unternehmen. 
 
 
2. Leitprinzipien 
 
Es wird angestrebt, die GASP durch die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik zu stärken. Dies erfordert autonome Handlungsfähigkeiten, die sich auf 
glaubwürdige militärische Fähigkeiten und geeignete Beschlußfassungsgremien stützen. Die 
Beschlüsse über ein Tätigwerden würden im GASP-Rahmen nach den geeigneten Verfahren gefaßt, 
um den besonderen Charakter der Beschlüsse in diesem Bereich zum Ausdruck zu bringen. Der Rat 
der Europäischen Union würde so in die Lage versetzt, Beschlüsse über das gesamte Spektrum der 
ihm zur Verfügung stehenden politischen, wirtschaftlichen und militärischen Instrumente zu fassen, 
wenn es darum geht, auf Krisensituationen zu reagieren. Die Europäische Union ist gemäß 
Artikel 11 EUV gehalten, für die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen 
Sicherheit entsprechend den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen sowie der Prinzipien 
der Schlußakte von Helsinki und den Zielen der Charta von Paris einzutreten. 
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Mit dem Amsterdamer Vertrag werden die Petersberg-Aufgaben ("humanitäre Aufgaben und Ret-
tungseinsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung, ein-
schließlich friedensschaffender Maßnahmen") in den Vertrag einbezogen. 
 
Wir sollten unsere Bemühungen daher darauf ausrichten zu gewährleisten, daß die Europäische 
Union über die erforderlichen Fähigkeiten (einschließlich militärischer Fähigkeiten) und die geeig-
neten Strukturen für eine effektive Beschlußfassung der EU im Hinblick auf die Krisenbewältigung 
im Rahmen der Petersberg-Aufgaben verfügt. Dies ist der Bereich, in dem eine Handlungsfähigkeit 
Europas am vordringlichsten ist. Die Entwicklung von militärischen Fähigkeiten der EU zur 
Krisenbewältigung ist als eine Tätigkeit im Rahmen der GASP (Titel V EUV) und als Teil der 
schrittweisen Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gemäß Artikel 17 EUV anzu-
sehen. 
 
Die Atlantische Allianz bleibt das Fundament der kollektiven Verteidigung ihrer Mitglieder. Die 
Verpflichtungen nach Artikel 5 des Vertrags von Washington und Artikel V des Brüsseler Vertrags 
bleiben in jedem Fall für die Mitgliedstaaten, die diesen Verträgen angehören, bestehen. Die Politik 
der Union präjudiziert nicht den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
bestimmter Mitgliedstaaten. 
 
 
3. Beschlußfassung 
 
Hinsichtlich der EU-Beschlußfassung im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik müssen 
die erforderlichen Vorkehrungen getroffen werden, damit eine politische Kontrolle und eine strate-
gische Leitung EU-geführter Petersberg-Operationen gewährleistet ist, so daß die EU solche 
Operationen effektiv beschließen und durchführen kann. 
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Darüber hinaus wird die EU die Fähigkeit zur Lageanalyse, Zugang zu Nachrichtenwesen und die 
Fähigkeit zu einer einschlägigen strategischen Planung benötigen. 
 
Hierfür können insbesondere erforderlich sein 
 
- regelmäßige (oder ad hoc durchzuführende) Tagungen des Rates "Allgemeine Angelegen-

heiten", soweit angebracht einschließlich der Verteidigungsminister; 
 
- ein ständiges Gremium in Brüssel (politischer und sicherheitspolitischer Ausschuß) bestehend 

aus Vertretern mit politischer/militärischer Expertise; 
 
- ein EU-Militärausschuß bestehend aus militärischen Vertretern, die gegenüber dem 

politischen und sicherheitspolitischen Ausschuß Empfehlungen aussprechen; 
 
- ein EU-Militärstab einschließlich eines Lagezentrums; 
 
- andere Mittel, wie ein Satellitenzentrum, ein Institut für Sicherheitsstudien. 
 
Eventuell müssen weitere institutionelle Fragen angesprochen werden. 
 
Beschlüsse in bezug auf Aufgaben im Bereich der Krisenbewältigung, insbesondere Beschlüsse mit 
militärischen oder verteidigungspolitischen Auswirkungen, werden gemäß Artikel 23 des Vertrags 
über die Europäische Union gefaßt. Die Mitgliedstaaten werden sich in allen Fällen das Recht vor-
behalten zu entscheiden, ob und wann ihre nationalen Streitkräfte eingesetzt werden. 
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4. Umsetzung 
 
Was die militärischen Fähigkeiten anbelangt, so müssen die Mitgliedstaten Streitkräfte (ein-
schließlich Hauptquartiere) weiterentwickeln, die - bei Vermeidung von unnötigen Duplizierungen - 
auch für Krisenbewältigungsoperationen geeignet sind. Zu den Haupteigenschaften derartiger 
Streitkräfte gehören Dislozierungsfähigkeit, Durchhaltefähigkeit, Interoperabilität, Flexibilität und 
Mobilität. 
 
Zur effektiven Durchführung von EU-geführten Operationen wird die Europäische Union entspre-
chend den Erfordernissen des jeweiligen Falls zu entscheiden haben, ob sie 
 
- EU-geführte Operationen unter Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO oder 
 
- EU-geführte Operationen ohne Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO 
 
durchführt. 
 
Für EU-geführte Operationen ohne Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO könnte die EU 
nationale oder multinationale europäische Mittel einsetzen, die von den Mitgliedstaaten im voraus 
bestimmt sind. Dies erfordert, daß entweder die nationalen Kommandostrukturen, die eine multi-
nationale Repräsentanz in den Hauptquartieren vorsehen, genutzt werden oder daß auf die 
bestehenden Kommandostrukturen innerhalb der multinationalen Streitkräfte zurückgegriffen wird. 
Weitere Maßnahmen zur Steigerung der Fähigkeit der europäischen multinationalen und nationalen 
Streitkräfte, auf Krisensituationen zu reagieren, müssen getroffen werden. 
 
Bei EU-geführten Operationen unter Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO, einschließ-
lich europäischer Führungsvorkehrungen, sollten vor allem folgende Aspekte im Mittelpunkt 
stehen: 
 
- Umsetzung der auf den Berliner Beschlüssen von 1996 beruhenden Vereinbarungen und der 

Beschlüsse des NATO-Gipfels vom April 1999 in Washington. 
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- Die weiteren Vereinbarungen, die von der NATO auf ihrem Gipfeltreffen in Washington 
umrissen wurden, sollten insbesondere folgendes betreffen: 

 
= den gesicherten EU-Rückgriff auf Planungskapazitäten der NATO, durch die zur militä-

rischen Planung für EU-geführte Einsätze beigetragen werden kann; 
 

= die Annahme der Verfügbarkeit für die EU von vorher identifizierten NATO-Fähig-
keiten und gemeinsamen Mitteln zur Nutzung in EU-geführten Operationen. 

 
5. Modalitäten der Beteiligung und Zusammenarbeit 
 
Die erfolgreiche Schaffung einer europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik setzt insbe-
sondere folgendes voraus: 
 
- die Möglichkeit aller EU-Mitgliedstaaten, einschließlich der Mitglieder, die keine Bündnis-

partner sind, sich in vollem Umfang und gleichberechtigt an EU-Operationen zu beteiligen; 
 
- zufriedenstellende Vorkehrungen für die europäischen NATO-Mitglieder, die nicht der EU 

angehören, um weitestgehende Einbeziehung in EU-geführte Operationen sicherzustellen, die 
auf den bestehenden Konsultationsvereinbarungen innerhalb der WEU aufbauen. 

 
- Vereinbarungen, mit denen gewährleistet wird, daß alle an einer EU-geführten Operation Be-

teiligten in bezug auf die Führung der Operation gleichberechtigt sind; dies gilt unbeschadet 
des Prinzips der Beschlußfassungsautonomie der EU, insbesondere des Rechts des Rates, über 
Grundsatzfragen und politische Fragen zu beraten und zu entscheiden; 
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- die Notwendigkeit, die Entwicklung einer effektiven wechselseitigen Konsultation, Zusam-
menarbeit und Transparenz zwischen NATO und EU zu gewährleisten; 

 
- die Prüfung von Möglichkeiten, wie assoziierte Partner der WEU einbezogen werden können. 
 
 
 

_________________ 
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ANHANG IV 
 
 
BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN RATES ZUR ERARBEITUNG EINER CHARTA 

DER GRUNDRECHTE DER EUROPÄISCHEN UNION 
 
 
Die Wahrung der Grundrechte ist ein Gründungsprinzip der Europäischen Union und unerläßliche 
Voraussetzung für ihre Legitimität. Die Verpflichtung der Union zur Achtung der Grundrechte hat 
der Europäische Gerichtshof in seiner Rechtsprechung bestätigt und ausgeformt. Im gegenwärtigen 
Entwicklungsstand der Union ist es erforderlich, eine Charta dieser Rechte zu erstellen, um die 
überragende Bedeutung der Grundrechte und ihre Tragweite für die Unionsbürger sichtbar zu 
verankern. 
 
Nach Auffassung des Europäischen Rates soll diese Charta die Freiheits- und Gleichheitsrechte 
sowie die Verfahrensgrundrechte umfassen, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschafts-
rechts ergeben. Die Charta soll weiterhin die Grundrechte enthalten, die nur den Unionsbürgern 
zustehen. Bei der Ausarbeitung der Charta sind ferner wirtschaftliche und soziale Rechte zu berück-
sichtigen, wie sie in der Europäischen Sozialcharta und in der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer enthalten sind (Artikel 136 EGV), soweit sie nicht nur Ziele für das 
Handeln der Union begründen. 
 
Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß ein Entwurf einer solchen Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union von einem Gremium ausgearbeitet werden sollte, das aus Beauftragten der 
Staats- und Regierungschefs und des Präsidenten der Europäischen Kommission sowie Mitgliedern 
des Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente besteht. Vertreter des Europäischen 
Gerichtshofs sollten als Beobachter teilnehmen. Vertreter des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
des Auschusses der Regionen und gesellschaftlicher Gruppen sowie Sachverständige sollten ange-
hört werden. Das Sekretariat soll vom Generalsekretariat des Rates wahrgenommen werden. 
 
Dieses Gremium soll rechtzeitig vor dem Europäischen Rat im Dezember 2000 einen Entwurf vor-
legen. Der Europäische Rat wird dem Europäischen Parlament und der Kommission vorschlagen, 
gemeinsam mit dem Rat eine Charta der Grundrechte der Europäischen Union auf der Grundlage 
des Entwurfs feierlich zu proklamieren. Danach wird zu prüfen sein, ob und gegebenenfalls auf 
welche Weise die Charta in die Verträge aufgenommen werden sollte. Der Europäische Rat beauf-
tragt den Allgemeinen Rat, bis zum Europäischen Rat in Tampere die erforderlichen Schritte ein-
zuleiten. 
 
 
 

_________________ 
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ANHANG V 
 
 
 

ERKLÄRUNG DES EUROPÄISCHEN RATES ZUM KOSOVO 
 
 
Der von der Europäischen Union beauftragte Präsident Ahtisaari hat den in Köln tagenden Staats- 
und Regierungschefs über die Mission Bericht erstattet, die er zusammen mit dem Sonderbeauf-
tragten des Präsidenten der Russischen Föderation, Herrn Tschernomyrdin, in Belgrad ausgeführt 
hat. 
 
Die Staats- und Regierungschefs haben den beiden Beauftragten ihre hohe Anerkennung für den 
Erfolg ihrer Demarche ausgesprochen. Sie haben zur Kenntnis genommen, daß die jugoslawischen 
Behörden den Friedensplan, in dem die Forderungen der Internationalen Gemeinschaft aufgeführt 
und präzisiert sind, akzeptieren. 
 
Die Staats- und Regierungschefs anerkennen, daß nunmehr die realistische Möglichkeit besteht, zu 
einer politischen Lösung zu gelangen, deren erster Schritt der Beginn des nachprüfbaren Rückzugs 
aller jugoslawischen Kräfte aus dem Kosovo ist. Dies würde die Aussetzung der Nato-Operationen 
ermöglichen. Sie wünschen, daß dieser Prozeß ohne Verzug in Gang gesetzt wird. 
 
Aus diesem Grunde betonen sie die dringende Notwendigkeit der Verabschiedung einer Resolution 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zur Schaffung der Internationalen Friedenssicherungs-
truppe und zur Einrichtung einer vorläufigen Internationalen Zivilverwaltung. 
 
Sie haben beschlossen, daß ein Resolutionsentwurf ohne Verzug ausgearbeitet wird, um ihn den 
Mitgliedsländern des Sicherheitsrates umgehend zu übermitteln. 
 
 

_________________ 
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ANHANG VI 
 
 

DEM EUROPÄISCHEN RAT IN KÖLN VORGELEGTE DOKUMENTE 
 
 
• Bericht zum Europäischen Beschäftigungspakt 
 (8705/99) 

 
• Beitrag zum Bericht der Präsidentschaft über den Europäischen Beschäftigungspakt 

- Entwurf eines Memorandums der Präsidentschaft "Jugend und Europa - Unsere 
Zukunft" 

 (8288/99 + COR 1(d)) 

 
• Vorschlag für eine Entschließung des Rates betreffend gleiche Beschäftigungschances für 

Behinderte 
 (8296/99) 

 
• Mitteilung der Kommission über die Gemeinschaftspolitiken zur Förderung der 

Beschäftigung 
(7827/99) 

 
• Europäischer Beschäftigungspakt 
 - Beiträge der Mitgliedstaaten 
 (8906/99) 

 
• Bericht der Kommission "Die Europäische Union als Wirtschaftseinheit" 1999 Bericht 
 (8746/99) 

 
• Bericht der Kommission über die Fortschritte bei der Umsetzung des Luxemburg-Prozesses: 

Gemeinsame Indikatoren und lebensbegleitendes Lernen 
 (8745/1/99 REV 1) 

 
• Entwurf eines Berichts des Rates (ECOFIN) über die Grundzüge der Wirtschaftspolitik der 

Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 
 (8586/99) 

 
• Mitteilung der Kommission: Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Aktionsplan 
 (8329/99) 

 
• Schlußfolgerungen des Rates zum Bericht der Kommission über die Umsetzung des 

Aktionsplans für Finanzdienstleistungen 
 (8616/99) 

 
• Sachstandsbericht des Rates (Wirtschaft und Finanzen) an den Europäischen Rat: Verstärkte 

Zusammenarbeit im Bereich der Steuerpolitik 
 (8484/1/99 REV 1) 

 
• Bericht des Rates über die Verbesserungen der Funktionsweise des internationalen 

Finanzsystems 
 (8460/1/99 REV 1) 
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• Bericht der Kommission: Infrastrukturinvestitionen in der Europäischen Union 
 (8453/99) 

 

• Arbeitspapier der Kommission: Einbeziehung der Umweltbelange - Mainstreaming der 
Umweltpolitik 

 (8850/99) 

 
• Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: Vorbereitungen für 

die Umsetzung des Kyoto-Protokolls 
 (8830/99) 

 
• Bericht des Vorsitzes über Menschenrechte 
 (8727/99) 

 
• Bericht des Vorsitzes zur Stärkung der gemeinsamen europäischen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik 
 (8239/1/99) 

 
• Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über den 

Stabilisierungs- und Assoziierungsprozeß für die Länder Südosteuropas: Bosnien und 
Herzegowina, Kroatien, Bundesrepublik Jugoslawien, Ehemalige Jugoslawische Republik 
Mazedonien und Albanien 

 (8858/99) 

 
• Mitteilung der Kommission an den Europäischen Rat über die Bekämpfung von Rassismus, 

Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus in den Bewerberländern 
 (8831/99) 

 
• Bericht der Kommission: Das Jahr-2000-Problem: Stand der Vorbereitung der wichtigsten 

Infrastrukturen der EU auf den Datumswechsel zum Jahr 2000 
 (8996/99) 
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